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Liebe Leserin, liebe Leser,

Biirokratie ist einer der natirlichen Feinde
des Ehrenamtes. Die Zeit, die Sie flir den
,Papierkram” aufwenden, fehlt Ihnen fir
die Dinge, die lhnen am Herzen liegen.
Und wenn wir lhnen diese Arbeit auch
nicht ersparen kdnnen, so kdnnen wir sie
Ihnen zumindest erleichtern.

Deshalb binich in dem vergangenen Jahr gemeinsam mit der Ehrenamts-
stiftung durch das ganze Land gereist, um im Rahmen der Dialogtour
,Ftir ein buntes Vereinsleben” direkt mit den Vereinsverantwortlichen ins
Gesprach zu kommen, zu horen, wo der Schuh driickt und in welchen
Bereichen es noch Probleme gibt. Auf dieser Tour sind viele Fragen direkt
aus der Praxis gestellt worden, die wir lhnen in dieser Broschiire nebst
Antworten zusammengestellt haben.

Ich wiinsche mir, dass sie Ihnen den Aufwand ein klein wenig erleichtern.
Dariiber hinaus haben wir als Finanzverwaltung Mecklenburg-Vorpom-
mern die Rechtsanwendung vereinheitlicht, indem wir allen Finanzam-
tern Handlungsempfehlungen fiir weniger eindeutige Félle gegeben
haben. Zum anderen wollen wir, dass auch Sie auf dem aktuellsten Stand
bei Fragen zur Gemeinnitzigkeit bleiben und haben daher einen News-
letter-Service (https://tinyurl.com/Vereinsnews) eingerichtet.

Wir hoffen, dass wir damit einen bescheidenen Beitrag zur Unterstiit-
zung lhrer ehrenamtlichen Tatigkeit leisten kdnnen und wiinschen Ihnen
weiterhin viel Erfolg.

lhr

Jolt

Mathias Brodko
Finanzminister Mecklenburg-Vorpommern
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Zielgruppe

Zielgruppe

Der nachstehende Leitfaden richtet sich insbesondere an die Vertreter
kleinerer Vereine, die

O ehrenamtlich gefiihrt,

O nur in geringerem Umfang Zweckbetriebe und dariiber hinaus keine
steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschéftsbetriebe unterhalten oder
deren steuerpflichtige wirtschaftliche Geschéftsbetriebe nicht der
Korperschaftsteuer- und Gewerbesteuerpflicht nach § 64 Abgabenord-
nung unterliegen (Bruttoeinnahmen Gbersteigen nicht 35.000 Euro),

O Spendeneinnahmen unter 10.000 Euro jahrlich verzeichnen,

O keine dauerhaft nichtausgleichsfahigen Verluste im steuerpflichtigen
wirtschaftlichen Geschéftsbetrieb erzielen,

O keine oder nur in tiblichem Umfang Zuschiisse und/oder Fordermittel
erhalten,

O keine Dachorganisationen sind und

O keine sonstigen Auffalligkeiten aufweisen.

Generelle Leitlinien der Finanzverwaltung
Mecklenburg-Vorpommern

In Mecklenburg-Vorpommern gibt es mehr als 500.000 ehrenamtlich Ta-
tige. Zustandig fiir die Prifung und Feststellung der Gemeinniitzigkeit
sind die Finanzémter. Der Status der ,Gemeinnitzigkeit” ist die Voraus-
setzung, um u. a. Spendenbescheinigungen ausstellen und Férdermittel
und Zuschiisse beanspruchen zu kénnen.

Nach den Vorschriften der Abgabenordnung und des Anwendungserlas-
ses zur Abgabenordnung haben die Finanzamter die Aufgabe, das Vorlie-
gen der satzungsmafBigen Voraussetzungen festzustellen. Zudem muss
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anhand der tatsachlichen Geschaftsfiihrung spatestens alle drei Jahre
Uberprift werden, ob die steuerbegiinstigten Zwecke satzungsgeman
verfolgt wurden.

Die Finanzverwaltung in Mecklenburg-Vorpommern sieht sich als Part-
nerin der Vereine im Land und will das Engagement im Rahmen ihrer
Maoglichkeiten unterstiitzen.

Die Komplexitadt des Steuerrechts fiihrt insbesondere bei den steuerlich
nicht beratenen Vereinen und sonstigen Korperschaften zu Rechtsun-
sicherheiten. Daher enthalten die eingereichten Unterlagen oft nur un-
vollstandige Angaben. Dies bedeutet jedoch nicht, dass der Verein die
steuerbeglinstigten Zwecke tatsachlich nicht ordnungsgemaf verfolgt
hat. Die Folgen einer Aberkennung der Gemeinniitzigkeit konnen fiir die
Betroffenen fatal sein. Neben der Beschadigung des Ansehens kann auch
die fehlende Berechtigung zum Ausstellen von Zuwendungsbestatigun-
gen dazu fiihren, dass Vereine ihre Tatigkeit aufgeben. Unser oberstes
Ziel ist daher, innerhalb der rechtlichen Moglichkeiten den Status der
Gemeinnditzigkeit zu erhalten.

Die Prifung der Steuerbegiinstigung soll kiinftig noch dienstleistungs-
orientierter erfolgen, sodass den Vereinen noch haufiger persénliche
Gesprache angeboten werden, die Anschreiben in verstandlicher Spra-
che formuliert und ganz konkrete Hilfestellungen zur Bewaltigung der
steuerlichen Pflichten gegeben werden.

Mit der Vielfalt des Vereinslebens geht auch eine Vielfalt méglicher Rechts-
probleme einher, daher kdnnen die nachstehenden Ausflihrungen nur
allgemeine Hinweise sein. Fiir allgemeine Auskiinfte steht Ihnen selbst-
verstandlich auch das jeweils zustandige Finanzamt zur Verfligung.

CJ Weitere Informationen gibt Ihnen dariiber hinaus die Broschiire
»~Steuertipps fiir Vereine”.

Download und Bestellung unter
https://tinyurl.com/SteuertippsVereine
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Allgemeine Hinweise
zur Priifung der Steuerbeglinstigung

3.1 Kommunikation
zwischen Finanzamt und Verein

In Zweifelsfillen bietet das personliche Gesprach die beste Méglichkeit
der Kommunikation zwischen Verein und Finanzamt. Bei der schriftlichen
Kommunikation richten wir vor allem die Formulierungen noch starker
auf die Empfanger aus. Soweit Musterschreiben zum betreffenden The-
menbereich vorliegen, werden diese im Sinne des einheitlichen Auftre-
tens der Finanzverwaltung des Landes Mecklenburg-Vorpommern ver-
wendet und um Sonderaspekte erganzt.

3.2 Méglichkeit zur Uberpriifung von Satzungs-
entwiirfen durch das zustandige Finanzamt

Die beste Moglichkeit eine Satzung zu priifen, besteht bereits im Vorfeld
der Vereinsgriindung bzw. einer geplanten Satzungsanderung: Das zu-
standige Finanzamt ist dabei der richtige Ansprechpartner. Wir helfen
bei der — unter steuerrechtlichen Aspekten - zutreffenden Formulierung.
Damit wird das Risiko der Feststellung von Satzungsmangeln im Rahmen
zukinftiger Prifungen minimiert und zusatzlich anfallende Notar- und
Eintragungskosten kdnnen vermieden werden.

Merke: Das Amtsgericht und der Notar priifen nicht die
Gemeinniitzigkeit!

3.3. Der notwendige Satzungsinhalt
Rechtsquelle: § 59, 60 Abgabenordnung

Die Satzung muss so prazise gefasst sein, dass aus ihr unmittelbar ent-
nommen werden kann, ob die Voraussetzungen der Steuerbegiinstigung
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vorliegen (Bestimmtheitserfordernis). Hierbei ist die Mustersatzung von
besonderer Bedeutung (siehe Anlage 1 zum § 60 Abgabenordnung oder
Anlage 5.2). Diese enthélt die aus steuerlicher Sicht notwendigen Be-
stimmungen.

Hinweis: Das Unterhalten von steuerpflichtigen wirtschaftlichen Ge-
schdftsbetrieben sowie die Vermdgensverwaltung diirfen nicht Satzungs-
zweck sein. Das bedeutet allerdings nicht, dass solche Tdtigkeiten unzu-
ldssig sind. Wenn sie der Mittelbeschaffung (Einnahmen erzielen) dienen
und diese Einnahmen satzungsgemdl3 verwendet werden, spricht nichts
gegen eine Geschdftstdtigkeit.

Flr Vereine ist es oft schwierig, die geplante Betatigung den in der Abga-
benordnung genannten Zwecken zuzuordnen. Den Vereinen ist bei der
Erstellung eines Satzungsentwurfes daher zu empfehlen, die jeweils fiir
sie zutreffenden Zwecke entsprechend des Gesetzeswortlautes von § 52
Abs. 2 der AO zu Ubernehmen. Der Verein hat dabei zu beachten, dass er
keinen Zweck, den er auch gelegentlich verfolgen mochte, wegldsst und
keinen Uberflissigen hinzufiigt.

Folgende Zwecke werden in der Abgabenordnung genannt:
1. die Férderung von Wissenschaft und Forschung;
2. die Forderung der Religion;

3. die Forderung des 6ffentlichen Gesundheitswesens und der
offentlichen Gesundheitspflege, insbesondere die Verhiitung
und Bekdmpfung von Uibertragbaren Krankheiten, auch durch
Krankenhduser im Sinne des § 67, und von Tierseuchen;

4. die Forderung der Jugend- und Altenhilfe;
5. die Forderung von Kunst und Kultur;
6. die Forderung des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege;

7. die Forderung der Erziehung, Volks- und Berufsbildung
einschlieBlich der Studentenhilfe;
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8. die Forderung des Naturschutzes und der Landschaftspflege im
Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes und der Naturschutzgesetze
der Lander, des Umweltschutzes, des Kiistenschutzes und des Hoch-
wasserschutzes;

9. die Forderung des Wohlfahrtswesens, insbesondere der Zwecke der
amtlich anerkannten Verbande der freien Wohlfahrtspflege (§ 23 der
Umsatzsteuer-Durchfiihrungsverordnung), ihrer Unterverbande und
ihrer angeschlossenen Einrichtungen und Anstalten;

10. die Férderung der Hilfe fiir politisch, rassisch oder religios Verfolgte,
fur Flichtlinge, Vertriebene, Aussiedler, Spataussiedler, Kriegsopfer,
Kriegshinterbliebene, Kriegsbeschadigte und Kriegsgefangene, Zi-
vilbeschadigte und Behinderte sowie Hilfe fiir Opfer von Straftaten;
Forderung des Andenkens an Verfolgte, Kriegs- und Katastrophen-
opfer; Forderung des Suchdienstes fiir Vermisste;

11. die Forderung der Rettung aus Lebensgefahr;

12. die Férderung des Feuer-, Arbeits-, Katastrophen- und Zivilschutzes
sowie der Unfallverhiitung;

13. die Férderung internationaler Gesinnung, der Toleranz auf allen
Gebieten der Kultur und des Volkerverstandigungsgedankens;

14. die Forderung des Tierschutzes;
15. die Forderung der Entwicklungszusammenarbeit;
16. die Forderung von Verbraucherberatung und Verbraucherschutz;

17. die Férderung der Fiirsorge fiir Strafgefangene und ehemalige
Strafgefangene;

18. die Forderung der Gleichberechtigung von Frauen und Mannern;
19. die Forderung des Schutzes von Ehe und Familie;
20. die Forderung der Kriminalpravention;

21. die Férderung des Sports (Schach gilt als Sport);
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22. die Forderung der Heimatpflege und Heimatkunde;

23. die Forderung der Tierzucht, der Pflanzenzucht, der Kleingartnerei,
des traditionellen Brauchtums einschlief3lich des Karnevals, der Fast-
nacht und des Faschings, der Soldaten- und Reservistenbetreuung,
des Amateurfunkens, des Modellflugs und des Hundesports;

24, die allgemeine Forderung des demokratischen Staatswesens im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes; hierzu gehoren nicht Bestrebungen,
die nur bestimmte Einzelinteressen staatsbirgerlicher Art verfolgen
oder die auf den kommunalpolitischen Bereich beschrankt sind;

25. die Forderung des biirgerschaftlichen Engagements zugunsten ge-
meinnutziger, mildtatiger und kirchlicher Zwecke.

Weitere Hilfestellung bei der Zuordnung von Tdtigkeiten zu den jeweiligen
Katalogzwecken bietet das in der Anlage 5.2 aufgefiihrte Merkblatt ,,ABC
der Vereine”.

3.4 Hinweise zur erneuten Satzungspriifung
von bestehenden steuerbefreiten Vereinen

Miissen wir erstmalig eine Satzung von langjihrig bestehenden steu-
erbegiinstigten Vereinen beanstanden, werden wir die Steuerbegiins-
tigung aufgrund des bestehenden Vertrauensschutzes fiir die Vergan-
genheit zundchst weiter gewdhren.

Rechtsquelle: Nr.4 des Anwendungserlasses 2017 zur Abgabenordnung
zu§59A0

Eine sofortige Aberkennung der Gemeinnitzigkeit aufgrund von Sat-
zungsmangeln kommt nur bei schwerwiegenden Méngeln in Betracht.

Der Verein wird anschlieBend gebeten, die beanstandeten Teile der Sat-
zung so zu andern, dass sie die satzungsmafigen Voraussetzungen fir
die Steuerbegiinstigung zukiinftig erfillt. Hierfiir wird eine angemesse-
ne Frist eingerdumt und kiinftig eine Formulierungshilfe beigeftigt.
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Hinweis: Die vorstehenden Grundsditze gelten nicht ohne Einschrédnkung.
Eine Ausnahme besteht etwa dann, wenn bei der tatscichlichen Geschdifts-
flihrung gegen Vorschriften des Gemeinnlitzigkeitsrechts verstolSen wur-
de — zum Beispiel bei Mittelfehlverwendungen. In diesen Fdillen fehlt es an
einer Grundlage fiir die Gewdhrung von Vertrauensschutz.

Beachte: Bei Vereinen, die vor dem 31.12.2008 gegriindet wurden

und deren Satzung bereits vor dem 01.01.2009 bestand und danach

auch nicht gedndert wurde, ist es nicht erforderlich, diese Satzung

an die Mustersatzung anzupassen. Der Bescheid zur Feststellung der
satzungsmdBigen Voraussetzungen kann in diesen Fdllen ohne Satzungs-
dnderung ergehen.

Wird die alte Satzung allerdings gedindert, ist diese von Seiten der
Vereine an die neuen steuerlichen Bestimmungen anzupassen. Das
Finanzamt steht Ihnen hierbei als Ansprechpartner zur Verfiigung.

3.5 Tatsachliche Geschaftsfiihrung:
Selbstlosigkeit, AusschlieBlichkeit
und Mittelverwendung
Rechtsquelle: § 55, 58 AO

Ein steuerbeglinstigter Verein muss selbstlos sein und ausschlie3lich
steuerbeglinstigte Satzungszwecke verfolgen. Ein Verein ist selbstlos
tatig, wenn weder dessen eigenwirtschaftliche Interessen noch die der
Mitglieder im Vordergrund der Tatigkeit stehen. Ob das Gebot der Selbst-
losigkeit erfillt ist, kann nur im Rahmen einer Einzelfallpriifung festge-
stellt werden.

In besonderem Maf3e ist dabei auf die Mittelverwendung zu achten. Ein
Verein muss seine Mittel zeitnah (innerhalb von 2 Jahren) fir seine steu-
erbegiinstigten Zwecke verwenden [steuerbegtinstigter Bereich = ideel-
ler Bereich oder im Zweckbetrieb! (steuerbegtinstigter wirtschaftlicher

10 1 Siehe Hierzu: Broschdire ,Steuertipps fuir Vereine”S. 40, 45 ff.
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Geschéftsbetrieb)]. Dem gemeinniitzigen Bereich diirfen keine Mittel
entzogen werden. Mittel diirfen folglich nicht ohne Weiteres im Bereich
der Vermdgensverwaltung oder im wirtschaftlichen Geschaftsbetrieb
verwendet werden.2 Auch Mitglieder dirfen in Ihrer Eigenschaft als Mit-
glied keine Zuwendungen erhalten.

Bei einem einmaligen versehentlichen Verstol3 wird auf den Mangel hin-
gewiesen und mit den Betroffenen erértert. Die Voraussetzungen zur
weiteren Anerkennung der Gemeinniitzigkeit werden im jeweiligen Ein-
zelfall unter Beachtung der Verhaltnismafigkeit in einem persénlichen
Gesprach erortert.

Dauerhafte Mittelfehlverwendung oder ein vorsatzlicher, schwerwiegen-
der Versto3 gegen die Grundsatze der Gemeinniitzigkeit rechtfertigen
in jedem Fall, dass die Steuerbeglinstigung versagt wird. Unter schwer-
wiegenden Versto3en sind insbesondere solche zu verstehen, die das
Vermogen des gemeinniitzigen Vereins dauerhaft schadigen. In einem
solchen Fall wird eine Nachversteuerung liber einen Zeitraum von zehn
Jahren gem. § 61 Abs. 3 Abgabenordnung durchgefihrt.

3.5.1 Annehmlichkeiten

Mitglieder dirfen aus Vereinsmitteln keine Geschenke in ihrer Eigen-
schaft als Mitglied erhalten. Auch andere Personen diirfen gemeinniit-
zigkeitsrechtlich nicht durch zu hohe Vergiitungen oder von Ausgaben
profitieren, die dem Zweck des Vereins fremd sind.3

Eine Ausnahme bilden allgemein Ubliche Aufmerksamkeiten solange
sie angemessen sind. Hierbei kommt es auf den konkreten Einzelfall an.
Unter einer Gblichen Annehmlichkeit kénnte etwa Folgendes verstan-
den werden:

Eine Aufmerksamkeit (nur Sach-, keine Geldleistung!) zu einem konkre-
ten besonderen personlichen Anlass des Vereinsmitgliedes i. H. v. bis zu
60 Euro (z. B. zu einem runden Geburtstag, Hochzeit) oder die Bewirtung
anlasslich einer auBBergewéhnlichen Vereinstatigkeit, die den Wert von
hochstens 60 Euro (pro Mitglied) nicht Gbersteigt.

2 Hier dirfen grundsdtzlich nur Mittel im Sinne des § 62 Abs. 1 Nr. 3 AO (sog. freie Riicklagen oder
gem. § 62 Abs. 3 AO (sog. Ausstattungsvermagen) verwendet werden.

1
3 §55Abs. 1N 15.2A0in Verbindung mit § 55 Abs. 1 Nr. 3 AO (Beglinstigungsverbot)
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Sonstige Annehmlichkeiten (nur Sachleistungen) wie beispielsweise bei
Vereinsjubilden, eine Art Jahresgabe, das Bereitstellen von Kaffee und
Geback wahrend einer Mitgliederversammlung oder sonstige Ausgaben
zur Mitgliederbetreuung, die der Festigung der Mitgliedschaft als solches
dienen, kénnen in der Regel bis zu einer Hoéhe von 44 Euro pro Jahr und
Mitglied als angemessen angesehen werden. In jedem Fall ist jedoch zu
beachten, dass die gewdhrten Annehmlichkeiten in einem angemes-
senen Verhaltnis zu den Mitgliedsbeitragen stehen miissen. Eine allge-
meingliltige Pauschale existiert daher nicht.

Generelle kostenlose Bewirtungen, die keinen Bezug zu der Vereinsta-
tigkeit aufweisen oder die regelmiBige Ubernahme der Kosten zum
Beispiel flir Abendessen, die im Anschluss an eine Vereinsveranstaltung
stattfinden, sind aus den Mitteln des Vereins nicht zuldssig.

Die Erstattung tatsachlich entstandener Ausgaben des Vereins (§ 670
BGB) sind keine Annehmlichkeiten und daher zulassig. Allerdings darf
Zeitaufwand nicht pauschal vergiitet werden, da eine Tatigkeit nur dann
ehrenamtlich erfolgt, wenn diese unentgeltlich erbracht wird.

Bei Zweifelsfragen wenden Sie sich bitte vorab an lhr zustédndiges Finanz-
amt und vereinbaren Sie einen Gesprachstermin!

3.5.2 Rucklagen

Es miissen nicht alle Geld- und Sachmittel zeitnah flir satzungsmaBige
Zwecke ausgegeben werden. Unter gewissen Voraussetzungen ist es
moglich, nicht verwendete Mittel in ,Rlcklagen” anzusammeln.

Rechtsquelle: § 62 AO

Der Begriff der ,Ricklage” ist hierbei nicht im bilanziellen, sondern im
Zusammenhang mit dem Gemeinnitzigkeitsrecht zu verstehen (im Sin-
ne von ,zurlickgelegten Mitteln”). Entsprechend zuldssige Beispiele und
Berechnungsmuster sind unter Tz. 4 ff. zu finden.

Zu beachten ist, dass die Bildung von Riicklagen gegeniiber dem Finanz-
amt kenntlich zu machen ist.

12
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3.6 Prifung des Tatigkeitsberichtes und der
Einnahmen und Ausgaben - Feststellung

von Mangeln
Rechtsquelle: § 63 AO

Den Nachweis, dass die tatsdachliche Geschéftsfiihrung den notwendigen
Erfordernissen entspricht, muss der gemeinniitzige Verein durch Auf-
zeichnungen filhren. Dazu gehort neben der Aufstellung der Einnahmen
und Ausgaben auch der Tatigkeitsbericht.

Er soll Gber die gemeinnitzigkeitsrelevanten Vereinstatigkeiten Auf-
schluss geben, vor allem soweit sie nicht aus den zahlenmaBigen Aufstel-
lungen in der Einnahmen-Ausgaben-Rechnung (Muster siehe Anlage 5.5)
und den eingereichten Steuerformularen hervorgehen.

Im Tatigkeitsbericht sollten besonders die satzungsbezogenen (gemein-
nltzigen) Tatigkeiten dargestellt werden - also wie die in der Satzung
benannten Zwecke verwirklicht und wie die Vereinsmittel dafiir ver-
wandt worden sind. Eine niitzliche Hilfestellung bietet das Merkblatt in
der Anlage 5.4.

Bei der Feststellung von Mangeln im Rahmen der tatsdchlichen Geschfts-
fiihrung wird zukiinftig zunachst versucht, den Sachverhalt mit den Betrof-
fenen - vorzugsweise in einem personlichen Gesprach - zu klaren.

Eine schriftliche oder miindliche Androhung der Aberkennung der Ge-
meinndtzigkeit erfolgt nur bei wiederholten bzw. besonders schwerwie-
genden Verstol3en.

3.7 Schatzungen auf Grund fehlenden

Erklarungsemgangs Rechtsquelle: § 162 AO

Um zu Uberprifen, ob die tatsachliche Geschéftsfiihrung und die Sat-
zung Ubereinstimmen, sind in regelmaBigen Abstanden Steuererklarun-
gen und andere Unterlagen einzureichen.

13



Beispielsfdlle

Fehlen wichtige Unterlagen, muss die Steuerverwaltung die Besteu-
erungsgrundlagen schatzen. Eine Schatzung fihrt zum Widerruf der
Gemeinntzigkeit fir den jeweiligen Veranlagungszeitraum. Aufgrund
der erheblichen Auswirkungen fiir den Verein wird die Schatzung nur
als letztmogliches Mittel angewandt. Der Verein wird daher in der Regel
zweimalig an die Abgabe der Steuerklarung und der dazugehdorigen Un-
terlagen erinnert. Das personliche Gesprach wird hierbei angeboten.

Beispielsfdille

4.1 Mittelverwendung:
Projektbezogene Riicklage

Beispiel: Ein gemeinnditziger Sportverein méchte eine Sportanlage errich-
ten. Hierzu werden Kosten fiir den Erwerb eines Grundstticks sowie Bau-
kosten fiir die Sportanlage anfallen. Zur Ansammlung der benétigten Mit-
tel kann eine Projektriicklage in der benétigten Hohe gebildet werden.

Allgemeines: Diese Riicklage kann gebildet werden, um einem bestimm-
ten Finanzierungszweck zu dienen. Dieser muss jedoch erforderlich sein,
um den Satzungszweck nachhaltig erfillen zu kdnnen.

Durch die Bildung der Ricklage wird es u. a. moglich, Geld fiir gréRere
Anschaffungen anzusammeln. Fiir die Projekte muss jedoch eine konkre-

te Zeit- und Kostenplanung bestehen. Die Projektverwirklichung muss in
der Regel spatestens innerhalb von sechs Jahren erfolgen.

Rechtsquelle: § 62 Abs. 1 Nr. 1 AO
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4.2 Mittelverwendung:
Betriebsmittelriicklage

Beispiel 1: Ein gemeinnlitziger Forderverein finanziert sich hauptscchlich
liber Spendeneinnahmen. Zur Begleichung der monatlichen Mietausgaben
kann eine Betriebsmittelriicklage in Hohe der Jahresmiete gebildet werden.

Beispiel 2: Damit die Zahlung laufender Ausgaben (z. B. L6hne, Gehdilter,
Mieten) langfristig gesichert wird, kann ein gemeinn(itziger Verein fiir ei-
nen angemessenen Zeitraum Mittel ansammeln.

Allgemeines: Eine Betriebsmittelriicklage ist zuldssig, wenn dadurch
moglichen finanziellen Engpéassen vorgebeugt werden kann. Dies kann
der Fall sein, wenn die Einnahmen des Vereins erheblichen Schwankun-
gen unterliegen und die Finanzierung etwa von Mieten, Léhnen und Ge-
haltern ohne eine solche Riicklage nicht sicherzustellen ware. Die Hohe
der Riicklage ergibt sich aus dem jeweiligen Mittelbedarf. Es darf aber
hochstens der Mittelbedarf fiir ein Geschaftsjahr in Form einer Riicklage
angesammelt werden. Falls der Verein tGiber ausreichende Mittel zur Zah-
lung der wiederkehrenden Ausgaben verfiigt, ist die Bildung der Rickla-
ge nicht moglich.

Rechtsquelle: § 62 Abs. 1 Nr. 1 AO

4.3 Mittelverwendung:
Riicklage fiir Wiederbeschaffung

Beispiel: Ein gemeinnlitziger Tierschutzverein benétigt zur Tiernotrettung
ein spezielles Fahrzeug. Zur Anschaffung eines neuen Fahrzeuges wdren die
laufenden Einnahmen nicht ausreichend. Die Absicht, ein neues Fahrzeug
als Ersatz fiir das alte zu beschaffen, wird durch den Verein ernsthaft ver-
folgt. In Hohe der reguldren Absetzungen fiir Abnutzung (Abschreibung)
des zu ersetzenden Wirtschaftsgutes, kann die Bildung einer Wiederbe-
schaffungsriicklage erfolgen. Wenn beispielsweise ein Auto fiir 18.000 Euro
angeschafft wird und (iber sechs Jahre abgeschrieben wird, dann kann fiir
diesen Zeitraum jedes Jahr eine Riicklage von 3.000 Euro gebildet werden.
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Allgemeines: Zur Erfillung des jeweiligen Satzungszwecks ist es gele-
gentlich notwendig, einzelne Wirtschaftsgliter zu ersetzen. Dafiir ist es
moglich, eine Riicklage in Hohe der Abschreibungen des zu ersetzenden
Wirtschaftsgutes zu bilden. Werden hohere voraussichtliche Anschaf-
fungskosten belegt, ist auch die Bildung einer héheren Riicklage mdg-
lich. Voraussetzung fiir die Ricklagenbildung ist allerdings, dass auch
tatsachlich eine Anschaffungsabsicht besteht.

Rechtsquelle: § 62 Abs. 1 Nr.2 AO

4.4 Mittelverwendung:
Freie Riicklagen

Allgemeines: Um die Finanzkraft des Vereins und damit seine allgemei-
ne Leistungsfahigkeit zu starken, darf er auch eine sogenannte ,freie
Riicklage” bilden. Diese Riicklage dient nicht der Finanzierung bereits
feststehender kiinftiger Ausgaben bzw. Projekte. Sie ist insoweit nicht
zweckgebunden, als dass der Verein hinsichtlich der Verwendung der
zurlickgelegten Mittel weitgehend frei ist. Er kann sie folglich in samtli-
chen Tatigkeitsbereichen des Vereins einsetzen. Zudem besteht auch in
zeitlicher Hinsicht keine Verwendungspflicht.

Der freien Riicklage kénnen jedes Jahr bis zu einem Drittel der Uberschiis-
se aus der Vermdgensverwaltung (Einkiinfte aus Vermietung und Verpach-
tung sowie aus Kapitalvermdgen) zugefiihrt werden sowie darlber hinaus
noch weitere 10 Prozent der sonstigen zeitnah zu verwendenden Mittel
(Bruttoeinnahmen u. a. aus Mitgliedsbeitrdgen und Spenden sowie Uber-
schiisse aus steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschaftsbetrieben und
Zweckbetrieben).

Rechtsquelle: § 62 Abs. 1 Nr. 3und 4 AO

Beispiel 1: Ein gemeinntitziger Kulturverein plant die Anschaffung eines
mobilen Imbissstandes zum Verkauf von Speisen und Getrédnken. Da es
sich hierbei um einen zur Mittelbeschaffung fiir steuerbeglinstigte Zwecke
unterhaltenen wirtschaftlichen Geschdftsbetrieb handelt (Nicht-Zweck-
betrieb), kann der Verein die Gelder durch die Bildung einer freien Riick-
lage, in dem vom Gesetzgeber vorgesehenen Rahmen, ansparen (siehe
Berechnungsbeispiel).
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Beispiel 2: Ein gemeinniitziger Kleingartenverein méchte Gelder fiir ,schlech-
te Zeiten” ansparen. Weder zur spdteren Verwendung, noch zum Zeitpunkt
der Auflbsung der Riicklage bestehen konkrete Vorstellungen. Daher kommt
fiir den Veerein nur die Bildung einer freien Riicklage in Betracht

Berechnungsbeispiel - Freie Riicklage im Jahr 2017:

Spenden 2017 10.000 Euro
Einnahmen aus der Vermégensverwaltung 12.000 Euro
Ausgaben aus der Vermébgensverwaltung 9.000 Euro
Gewinn aus Zweckbetrieben 2.500 Euro
Gewinn aus Nicht-Zweckbetrieb 3.000 Euro
Berechnung:

10 % von 10.000 Euro + 2.500 Euro + 3.000 Euro 1.550 Euro
1/3 von (12.000 Euro - 9.000 Euro) + 1.000 Euro

Potenzial zur Riicklagenbildung in 2017 = 2.550 Euro

Beachte: Hiervon ist der Betrag abzuziehen, den der Verein zum
Erwerb von Gesellschaftsrechten zur Erhaltung der prozentualen
Beteiligung an Kapitalgesellschaften ausgibt oder in die Riicklage
zum Erwerb von Gesellschaftsrechten einstellt.

4.5 Mittelverwendung:
Riicklage zum Erwerb von Gesellschaftsrechten

Allgemeines: Dem Verein ist es mdglich, eine Riicklage zum Erwerb von
Gesellschaftsrechten zu bilden, um sich anteilig an einer Kapitalgesell-
schaft zu beteiligen. Diese Ricklage mindert jedoch die Hohe der gebil-
deten freien Rlcklage entsprechend. Die Riicklage darf allerdings nicht
zum Erwerb einer erstmaligen Beteiligung an einer Kapitalgesellschaft
verwendet werden. In diesem Fall ginge es nicht darum, eine bestehende
Beteiligungsquote zu erhalten. Zu diesem Zweck miisste der Verein ggf. ein
Darlehen aufnehmen oder etwa Mittel aus der freien Riicklage verwenden.

Rechtsquelle: § 62 Abs. T Nr.4 AO
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4.6 Mittelverwendung:
Riicklagen im steuerpflichtigen
wirtschaftlichen Geschaftsbetrieb

Beispiel: Ein Verein méchte Gewinne des steuerpflichtigen wirtschaftli-
chen Geschdiftsbetriebes zurticklegen.

Fragestellung: Ist die Bildung von Riicklagen im steuerpflichtigen
wirtschaftlichen Geschaftsbetrieb zuldssig?

Losung: Die Bildung von Riicklagen im steuerpflichtigen wirt-
schaftlichen Geschéftsbetrieb bedarf stets der Priifung im Einzel-
fall. Grundsatzlich dient dieser Betrieb der Mittelbeschaffung fiir
die steuerbegiinstigten Zwecke (§ 56 Abgabenordnung). Der Ge-
winn muss folglich zeitnah firr die steuerbegiinstigten Satzungs-
zwecke verwendet werden. Allerdings kann unter Umstanden
die Bildung einer Riicklage notwendig sein, um beispielweise die
Existenz des Betriebes zu erhalten. Die Bildung einer derartigen
Rucklage ist dann zuldssig, wenn diese nach kaufméannischer Be-
urteilung wirtschaftlich begriindet ist und ein konkreter Anlass
aus unternehmerischer Sicht es rechtfertigt.

4.7 Mittelverwendung:
Ausgaben fiir Spendenwerbung,
Mitgliedermotivation

Beispiel: Ein Verein erkundigt sich beim Finanzamt (iber die Mdglichkeit,
Vereinsmittel fiir Werbeveranstaltungen zur Gewinnung von Mitgliedern,
Spendern und Sponsoren verwenden zu kénnen, da es im Idndlichen Raum
immer schwerer wird entsprechende Krdfte zu mobilisieren.

Zudem sollen mit Vereinsmitteln auch Veranstaltungen zur ,Motivations-
férderung der Mitglieder” durchgefiihrt werden. Diese sind gemeinhin der
steuerpflichtigen Geselligkeit zuzuordnen.
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Fragestellung: Diirfen hierfiir Vereinsmittel verwendet werden?

Vorbemerkung: Die nachstehenden Ausfiihrungen gelten nicht fiir den
Fall, dass es sich um Festveranstaltungen handelt.

Losung:
a) Mitglieder-, Spenden- und Sponsorengewinnung

Grundsatzlich ist es erlaubt, in gewissem Umfang Mittel des Ver-
eins fir derartige Ausgaben zu nutzen. Eine feste Obergrenze
oder Pauschalen existieren allerdings nicht. Es kommt immer
auf den Einzelfall an. Dabei ist stets zu priifen, ob die Mittel miss-
brauchlich verwendet wurden. Die Grenze des Angemessenen
ist in jedem Fall dann Uberschritten, wenn ein Verein, der sich
weitgehend durch Geldspenden finanziert, diese — nach einer
Aufbauphase - Giberwiegend, d. h. zu mehr als 50 %, zur Bestrei-
tung von Ausgaben fiir Verwaltungsausgaben einschlie3lich
Spendenwerbung statt fiir die Verwirklichung der steuerbe-
glinstigten satzungsmaBigen Zwecke verwendet. Die Verwal-
tungsausgaben einschliel3lich der Spendenwerbung sind bei
der Ermittlung der Anteile ins Verhéltnis zu den gesamten Ein-
nahmen zu setzen.

Im Einzelfall kann eine verbotene Mittelverwendung jedoch
auch dann vorliegen, wenn das vorstehend genannte Verhalt-
nis deutlich geringer als 50 % ist.

In dem hier dargestellten Sachverhalt bestehen grundsatzlich
keine Bedenken gegen eine Werbeveranstaltung fiir poten-
zielle Mitglieder, Spender oder Sponsoren, soweit die dafiir
entstandenen Ausgaben wirtschaftlich vertretbar sind und
dadurch entsprechende Mehreinnahmen durch zusétzliche
Spenden und Mitglieder eingeworben werden. Dies scheint
im Beispielfall gegeben zu sein.

Problematisch kdnnte im dargestellten Fall allerdings sein,

dass nicht zweifelsfrei auszuschlief3en ist, dass die Veranstal-
tung vordergriindig (steuerpflichtigen) geselligen Zwecken
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dient. Dabei missen die Vereinsvertreter die Wirtschaftlichkeit
der jeweiligen Veranstaltungen im Auge behalten. Werbemal3-
nahmen werden regelmaBig nur dann nachhaltig und damit
gemeinnitzigkeitsunschadlich durchgefiihrt, wenn diese zu
den erhofften Mehreinnahmen fihren. Tun sie das nicht, soll-
ten sie entsprechend verandert bzw. eingestellt werden.

Fihren die geplanten Werbeveranstaltungen des Vereins -
riickblickend betrachtet — nicht zu den erhofften Mehreinnah-
men, muss der Verein von weiteren gleichgelagerten Veran-
staltungen Abstand nehmen. Andernfalls liegt die Vermutung
nahe, dass es sich um steuerpflichtige gesellige Veranstaltun-
gen handelt, die bei einem Dauerverlust sogar zum Entzug der
Gemeinnltzigkeit flihren konnten.

In jedem Fall sind jedoch anderweitige Ausgaben fiir die Spen-
denwerbung zulassig. Beispielhaft sind Spendenbriefe, in de-
nen um Zuwendungen oder Mitglieder geworben wird.

b) Ausgaben zur,Mitgliedermotivation”

Sollte geplant sein, dass an den vorstehend genannten Wer-
beveranstaltungen (oder sonstigen Veranstaltungen) bereits
vorhandene Mitglieder und deren nahestehende Personen als
Gaste teilnehmen, so ist zu beachten, dass diese Kosten nicht
ohne Weiteres durch den Verein iibernommen werden kon-
nen. Mitglieder diirfen namlich keine Zuwendungen aufgrund
ihrer Eigenschaft als Mitglied vom Verein erhalten.

Auch andere Personen diirfen gemeinniitzigkeitsrechtlich we-
der durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind
noch durch zu hohe Vergiitungen beglinstigt werden. Nicht
als Zuwendung in diesem Sinne gilt die Gewahrung von ,lb-
lichen” Annehmlichkeiten (siehe Kapitel 3.5.1).

In Anlehnung an lohnsteuerliche Regelungen fiir Arbeitneh-

mer kann unter einer iblichen Annehmlichkeit Folgendes ver-
standen werden:
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Die Gewahrung einer Aufmerksamkeit (nur Sachleistungen)
zu einem konkreten besonderen persénlichen Anlass i. H. v.
bis zu 60 Euro (z. B. zu einem runden Geburtstag, Hochzeit)
oder die Bewirtung anlasslich einer auflergewdhnlichen Ver-
einstatigkeit, die den Wert von hochstens 60 Euro (pro Mit-
glied) nicht tbersteigt.

Sonstige Annehmlichkeiten wie beispielsweise bei Vereinsju-
bildaen, eine Art Jahresgabe, das Bereitstellen von Kaffee und
Geback wahrend einer Mitgliederversammlung oder sonstige
Ausgaben zur Mitgliederbetreuung, die der Festigung der Mit-
gliedschaft als solches dienen, kénnen im Einzelfall bis zu ca.
44 Euro pro Jahr und Mitglied als angemessen angesehen wer-
den. In jedem Fall ist jedoch zu beachten, dass die gewahrten
Annehmlichkeiten in einem angemessenen Verhaltnis zu den
Mitgliedsbeitragen stehen missen.

Generelle kostenlose Bewirtungen, die keinen Bezug zu der
Vereinstitigkeit aufweisen oder die regelméaBige Ubernahme
der Kosten fiir (beispielsweise) flir Abendessen, die im An-
schluss einer Vereinsveranstaltung stattfinden, sind hingegen
aus den Mitteln des Vereins nicht zulassig.

4.8 Tatsachliche Geschaftsfiihrung -
Festveranstaltungen

Beispiel: Ein Verein fiihrt regelmdlig Festveranstaltungen in unterschied-
licher Form durch.

Fragestellung: Zu welchen Tatigkeitsbereichen (ideeller Bereich,
Vermdgensverwaltung, steuerpflichtiger wirtschaftlicher Ge-
schaftsbetrieb, steuerbegiinstigter wirtschaftlicher Geschafts-
betrieb (Zweckbetrieb)) sind die Einnahmen und Ausgaben zu-
zuordnen?
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Losungshilfe:

Ausgaben und Einnahmen fiir

Festgottesdienst
Traditionelle Uniformen

Kiinstler, Dozenten, traditionelle Tanzgruppen,
Erntekronen, Kinderprogramm (Biihnenprésen-
tation, sonstiger steuerbegiinstigter Inhalt je_
nach steuerbegiinstigten Satzungszwecken)

Verkauf von Speisen und Getranken

Verkauf von Erinnerungsstticken

Unentgeltliche Abgabe von Erinnerungsstiicken

Eintritt ins geselligen Zwecken dienende Festzelt

Uberwiegend gesellige Veranstaltung

Festschrift Anzeigenwerbung

BloRe Hinweis

auf Spender ohne
besondere Hervor-
hebung

Unentgeltliche Ab-
gabe der Zeitschrift

Verkauf

Tatigkeitsbereich

Ideeller Bereich
Ideeller Bereich

Ideeller Bereich

Steuerpflichtiger wirtschaft-
licher Geschéftsbetrieb

Steuerpflichtiger wirtschaft-
licher Geschaftsbetrieb

Ideeller Bereich

Steuerpflichtiger wirtschaft-
licher Geschaftsbetrieb

Insgesamt steuerpflichtiger
wirtschaftlicher Geschéfts-
betrieb

Steuerpflichtiger wirtschaft-
licher Geschaftsbetrieb

Ideeller Bereich
(ggf. anteilig)

Ideeller Bereich
(gdf. anteilig)

Steuerbeguinstigter wirt-
schaftlicher Geschaftsbe-
trieb (Zweckbetrieb)
(gdf. anteilig)
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Beachte: Festveranstaltungen, die vorrangig geselligen Zwecken

dienen, sind dem steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschdftsbetrieb

zuzuordnen. Ein steuerpflichtiger wirtschaftlicher Geschdiftsbetrieb

ist nur dann unschddlich fiir die Gemeinnditzigkeit, wenn dieser der

Mittelbeschaffung fiir die steuerbeglinstigten Zwecke dient (dem-
nach: Gewinn erzielt und dieser fiir die steuerbeglinstigten Zwecke zeitnah
verwendet wird). Zudem darf der steuerpflichtige wirtschaftliche Geschdifts-
betrieb nicht zum Selbstzweck (Hauptzweck) werden.

4.9 Satzung/tatsachliche Geschaftsfiihrung:
Ehrenamtlicher Vorstand

Beispiel: Ein Verein erstattet seinem Schatzmeister den ihm tatscichlich ent-
standenen Aufwand mit einer monatlichen Pauschalzahlung i. H. v. 30 Euro.

Der Schatzmeister nutzt das private Telefon hdufiger fiir Vereinszwecke.
AulBerdem wird der private PC fiir Angelegenheiten des Vereins genutzt.
Die monatlichen Fahrtkosten, die mit den privaten Pkw fiir den Verein an-
fallen, belaufen sich auf 20 Euro nach den gemdls Lohnsteuerrichtlinien
anwendbaren Pauschalen.

Laut Vereinssatzung besteht der Vorstand aus:
Q Vorsitzende(r)

Q Schatzmeister(in)

Q Schriftfiihrer(in)

Regelungen fiir die Verglitung des Vorstandes sind in der Satzung nicht
enthalten.

Fragestellung: Liegt hier entsprechend der fehlenden Vereinba-
rung innerhalb der Satzung zur Zahlung von Vergiitungen an den
Vorstand eine Mittelfehlverwendung des Vereins in Hohe der mo-
natlichen Pauschalzahlungen vor?
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Losung:

Allgemeines: Gemal3 § 27 Abs. 3 und §§ 664 ff. BGB hat der Vor-
stand grundsatzlich keinen Anspruch auf eine Vergiitung seiner
Tatigkeiten. Vorstandsmitglieder von Vereinen haben nach § 670
BGB nur Anspruch auf Ersatz der ihnen tatsachlich entstandenen
Aufwendungen.

Der Ersatz tatsachlich entstandener Aufwendungen und Ausla-
gen (z. B. Telefon- und Fahrtkosten, Portokosten, Bliromaterial,

Kosten fiir Heizung und Beleuchtung etc.) ist folglich zuldssig. Der
Einzelnachweis der Aufwendungen ist nicht erforderlich, soweit
Fahrt- und Reisekosten in Hohe des lohnsteuerlich zugelassenen
Umfangs erstattet werden sollen. Ansonsten sind die jeweiligen
Nachweise grundsatzlich aufzubewahren.

Beachte: Die Erstattung von pauschalem Zeitaufwand hingegen
gilt als Vergtitung.

Wenn der Vorstand eines gemeinniitzigen Vereins nach der Sat-
zung ehrenamtlich (unentgeltlich) tatig ist, verstot der steuer-
beglinstigte Verein mit der Zahlung von Vergiitungen an Vor-
standsmitglieder gegen das Gebot der Selbstlosigkeit, wonach
samtliche Mittel fir die steuerbegiinstigten satzungsmaBigen
Zwecke zu verwenden sind (§ 55 Abs. 1 Nr. 1 AO, Anhang 1b).
Werden in der Satzung keinerlei Regelungen Uiber etwaige Tatig-
keitsvergltungen getroffen und werden sie dennoch an die Vor-
standsmitglieder ausgezahlt, liegt ein VerstoB gegen das Gebot
der Selbstlosigkeit vor.

Folgende Formulierung der Satzung zur Gestattung von Tatig-
keitsverglitungen an Vorstandmitglieder ware denkbar:

»Die Mitglieder des Vorstandes haben Anspruch auf eine angemesse-

ne Vergiitung. Uber die Hohe der Vergiitung entscheidet die Mitglie-
derversammlung.”
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Zum Fall: Im konkreten Fall bedeutet dies, dass in Hohe von 20 Euro
ein nicht zu beanstandender Aufwandsersatz vorliegt, der keines
Einzelnachweises bedarf (zuldssige Pauschale laut Lohnsteuerrege-
lungen). Die monatlichen Kosten (Aufwand), die dem Schatzmeis-
ter pro Monat fiir Telefon, PC, Bliromaterial, Kfz-Kosten entstehen
(hier: 10 Euro), sind grundsatzlich auf Nachfrage nachzuweisen.
Entsprechende Belege sind somit zumindest vorzuhalten.

Zu Einzelheiten von Zahlungen, die an Vorstandsmitglieder geleistet
werden kénnen, siehe BMF-Schreiben vom 21.11.2014, BStBI | 2014,
1581, Nr.8(7z.5.7).

4,10 Satzung:
AusschlieBBlichkeit

Beispiel: Ein Verein fordert satzungsmdfig die Kunst und Kultur. Im Rah-
men seiner tatsdchlichen Geschdftsflihrung fiihrt der Verein allerdings
mehrfach Ferienlager mit Kindern und Jugendlichen durch.

Fragestellung: Liegt ein Satzungsversto8 aufgrund der tatsachli-
chen Geschaftsflihrung vor?

Lésung: Grundsatzlich darf ein Verein nur seine satzungsmaBigen
steuerbeglinstigten Zwecke verfolgen. Der Verein muss daher
zum Erhalt seiner Gemeinniitzigkeit seine Satzung entsprechend
anpassen und um die Forderung der Jugend und Altenhilfe gem.
§ 52 Abs. 2 Nr. 4 Abgabenordnung erganzen.

4.11 Begiinstigte nebenberufliche Tatigkeiten
i.S.d. § 3 Nr. 26 EStG (Freibetrag 2.400 Euro)

Beglinstigt sind nebenberufliche Tatigkeiten bei gemeinniitzigen Verei-
nen, die geistige und korperliche Fahigkeiten entwickeln und fordern: z.
B. Ubungsleiter, Ausbilder, Erzieher, Betreuer oder vergleichbare neben-
berufliche Tatigkeiten, kiinstlerische Tatigkeiten, nebenberufliche Pflege
alter, kranker oder behinderter Menschen.

4 Nciheres hierzu siche Seite 80 der Broschtire ,Steuertipps fiir Vereine” 25
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Einzelfalle, die nicht nach § 3 Nr. 26 begiinstigt sind:
Ausbildung von Tieren, Babysitter, Blutspendehelfer, Biihnenarbeiter,
Dolmetscher, hauswirtschaftliche Tatigkeiten etc.

Allerdings kommt fiir alle nebenberuflichen Tatigkeiten § 3 Nr. 26a EStG
in Frage (720 Euro als Freibetrag).

Zu den Voraussetzungen fiir steuerfreie Einnahmen aus ehrenamtlicher Td-
tigkeit (§ 3 Nr. 26 und 26a EStG) siehe BMF-Schreiben vom 21.11.2014, BStBI |
2014, 1581,Nr.8 (1z.5.7).

4,12 Steuerfreiheit flir nebenberufliche
inhaltlich verschiedene Tatigkeiten

Beispiel: Herr Mustermann ist beim selben Rettungsverband sowohl beim
Rettungsdienst (500 Stunden jéhrlich) als auch bei der Erste-Hilfe-Ausbil-
dung tdtig (300 Stunden jdhrlich).

Fragestellung: Liegen nebenberufliche Tatigkeiten vor?

Losung: Es liegen mehrere verschiedenartige Tatigkeiten vor. Die
Nebenberuflichkeit ist fiir jede Tatigkeit getrennt zu beurteilen.
Bezogen auf das Kalenderjahr wére diese gegeben, wenn nicht
mehr als ein Drittel der Arbeitszeit eines vergleichbaren Vollzeiter-
werbers aufgewendet wiirde. Pauschaliert ist bei der Ermittlung
der Ein-Drittel-Grenze von einer regelméBigen Wochenarbeitszeit
von 14 Stunden auszugehen.

Fir die Tatigkeit im Rettungsdienst bedeutet dies: 500 Stunden
jahrlich: 52 Arbeitswochen = 9,62 Stunden < 14 Stunden

- Nebenberuflichkeit erfullt.

Fur die Tatigkeit als Erste-Hilfe-Ausbilder bedeutet dies: 300 Stun-
den jahrlich: 52 Arbeitswochen = 5,77 Stunden < 14 Stunden

- Nebenberuflichkeit erfullt.
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4.13 Steuerfreiheit fiir nebenberufliche
gleichartige Tatigkeiten

Beispiel: Herr Mustermann ist Sanitdter im Hauptberuf (35 Wochenstun-
den). Daneben ist er ehrenamtlich im Sanitdtsdienst aktiv (10 Wochen-
stunden).

Fragestellung: Liegt tatsachlich eine Nebenberuflichkeit vor?

Losung: Die Tatigkeiten sind aufgrund ihrer Gleichartigkeit zu-
sammengefasst zu beurteilen.

- In diesem Beispiel waren die Voraussetzungen folglich
nicht erfullt.

4.14 Abzug von Werbungskosten bzw.
Betriebsausgaben bei nebenberuflichen
Tatigkeiteni. S.d § 3 Nr. 26 und 26a EStG

Sachverhalt: Ein nebenberuflich angestellter Tierpfleger (mit anderer
Haupttdtigkeit) im Dienst der Stadt, im als gemeinnlitzig anerkannten
Tierheim, erzielt Einnahmen i. H. v. 500 Euro/Jahr und hat Werbungskos-
ten i. H. v. 900 Euro/Jahr.

Losung:
Ermittlung steuerpflichtige Einnahmen

Da in diesem Beispiel die steuerfreien Einnahmen die Ehrenamts-
pauschale nicht (ibersteigen, besteht keine Steuerpflicht. Auch
die Werbungskosten kénnen aus diesem Grund nicht geltend
gemacht werden (BFH Il R 23/15). Allerdings kann der Rest der
Ehrenamtspauschale i. H. v. 220 Euro fiir weitere beginstigte
Tatigkeiten verwendet werden. Dann kdnnen die Werbungskos-
ten diese weiteren Einnahmen gegebenenfalls reduzieren, aber
hochstens auf Null. Ein Verlust, der dann mit anderen Einnahmen
verrechnet werden kdnnte, ist nicht zulassig.
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Beispielsfdlle

Abwandlung: Der oben genannte Tierpfleger erzielt 1.200 Euro/Jahr an
Einnahmen und hat 900 Euro Werbungskosten.

Losung:
Ermittlung steuerpflichtiger Einnahmen

Bringt man von den Einnahmen i. H. v. 1.200 Euro die Ehrenamts-
pauschale i. H. v. 720 Euro in Abzug, betragen die Einnahmen 480
Euro. Die angefallenen Werbungskosten von 900 Euro sind um
die Ehrenamtspauschale, die ja bereits quasi einen pauschalen
Werbungskostenabzug darstellt, zu reduzieren. Die nach Abzug
der Ehrenamtspauschale verbleibenden Einnahmen kénnen also
noch einmal um 180 Euro vermindert werden. Es ergeben sich
steuerpflichtige Einnahmen von 300 Euro.

Vereinfacht heif3t das: Ubersteigen sowohl die Einnahmen als
auch die Werbungskosten die Ehrenamtspauschale von 720 Euro
ergeben sich die steuerpflichtigen Einnahmen, wenn man die Ein-
nahmen um die Werbungskosten reduziert; allerdings wiederum
nur bis auf Null, ein Verlust ist nicht zulassig.
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Anlagen

5.1 Die Gemeinniitzigkeit und das Finanzamt

Vereinsgriindung

Gemeinniitzigkeit ja oder nein?

Ein Verein muss nicht zwingend gemeinniitzig sein. Durch die Gemein-
nitzigkeit wird allerdings eine Steuerbegiinstigung gewahrt. Aufgrund
dessen wird die Gemeinnitzigkeit auch durch das Finanzamt geprift
und bestétigt.

Vorteile durch die Gemeinniitzigkeit: Berechtigung zur Ausstellung von
Zuwendungsbestatigungen, Erleichterungen bei Kérperschaft- und Ge-
werbesteuer sowie Steuerermafligungen bzw. -befreiungen nach dem
Umsatzsteuergesetz, Grundsteuergesetz, Erbschafts- und Schenkungs-
steuergesetz.

&) Hinweis: Broschiire ,Steuertipps fiir Vereine”
Eine umfassende Informationsbroschdire des Finanzministeriums
Mecklenburg-Vorpommern zum Thema Steuerbeglinstigung fiir Vereine

Download unter
https://tinyurl.com/SteuertippsVereine

Gemeinniitzigkeit: Was wird benotigt?

Flr die Steuerbegiinstigung ist es nicht von Bedeutung, ob Sie ein ein-
getragener (rechtsfahiger) oder nicht eingetragener (nichtrechtsfahiger)
Verein sind. Sie missen sich jedoch in jedem Fall eine schriftliche Satzung
geben, wenn Sie die Gemeinntzigkeit anstreben. Zur Anerkennung der
Gemeinnitzigkeit muss die Satzung dabei die aus steuerlicher Sicht not-
wendigen Bestimmungen enthalten (§ 60 AO).

Eingetragener (rechtsfdhiger) Verein: Eintragung der Satzung/Sat-
zungsanderung in das Vereinsregister (Es gelten die Vorschriften des Zi-
vilrechts §§ 56 ff. BGB).
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Hinweis: Bei Ubernahme der Bestimmungen laut Mustersatzung (Anlage
1zu § 60 AO) sind Sie beziiglich der Satzung auf der sicheren Seite!

Tipp: Die Finanzdmter priifen auf Nachfrage Satzungsentwiirfe bereits
vor Beschlussfassung durch die Mitgliederversammlung. So kann nichts
schiefgehen! Nehmen Sie Kontakt mit lhrem Finanzamt auf! Dies gilt (ibri-
gens auch bei Satzungsdnderungen fiir bereits bestehende Vereine.

Feststellung der satzungsmaBigen Voraussetzungen
nach § 60a AO

Der Feststellungsbescheid nach § 60a AO 2 formelle Bestitigung
der Satzung durch das Finanzamt

Sofern die Satzung den gesetzlichen Vorgaben zur Steuerbeglinstigung
entspricht, stellt das Finanzamt den Bescheid Uber die Feststellung der sat-
zungsmaRigen Voraussetzungen nach § 60a AO aus. Ab diesem Zeitpunkt
ist der Verein zur Ausstellung von Zuwendungsbestédtigungen berechtigt.

Steuererkldrungen

In regelmafigen Abstanden iberpriift das Finanzamt die Tatigkeit der Ver-
eine. Gemeinnutzige Vereine missen daher i. d. R.in einem Turnus von drei
Jahren eine Steuererkldarung und einen Tatigkeitsbericht abgeben.

Tatigkeitsbericht

Anhand der Tatigkeitsberichte tiberprift das Finanzamt, ob die satzungs-
maRigen Zwecke des Vereins ausschlieBlich und unmittelbar verwirklicht
worden sind. In den Tatigkeitsberichten sollte daher insbesondere auf die
Verwirklichung des gemeinnitzigen Zweckes (z. B. des Umweltschutzes)
eingegangen werden.

Steuerpflichtige wirtschaftliche Geschaftsbetriebe und die Vermdgensver-
waltung sind aus Sicht des Gemeinniitzigkeitsrechts nur dann unschadlich,
wenn diese der Mittelbeschaffung fiir die steuerbegtinstigten Satzungs-
zwecke dienen. Sie diirfen nicht Hauptzweck der Vereinstatigkeit sein.

Die Durchfiihrung liberwiegend geselliger Veranstaltungen fordert keine
steuerbegtinstigten Zwecke! Sie sind nur dann unschddlich, wenn sie im Ver-
gleich zu den steuerbeglinstigten Zwecken von untergeordneter Bedeutung
fiir den Verein sind.
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5.2 Mustersatzung, ABC der Vereine
Mustersatzung fiir einen steuerbegiinstigten Verein

Hierbei handelt es sich um den aus steuerlicher Sicht notwendigen Inhalt
einer Vereinssatzung. Weitere Bestandteile, sofern sie die steuerlichen Be-
stimmungen weder einschréanken noch ausschlieBen, sind zuldssig. Die
Mustersatzung finden Sie in Anlage 1 zu § 60 AO.

Bitte libernehmen Sie die Formulierung
im blau gekennzeichneten Bereich.

Bitte reichen Sie vor Beschlussfassungen immer einen
Satzungsentwurf zur Priifung bei lhrem Finanzamt ein!

Mustersatzung

Der - Die (Verein) mit Sitzin verfolgt ausschlief3lich und un-
mittelbar - gemeinniitzige — mildtatige — kirchliche - Zwecke (nicht
verfolgte Zwecke bitte streichen) im Sinne des Abschnitts,Steuerbe-

glinstigte Zwecke” der Abgabenordnung.
Zweck des Vereins ist .......... .
< AusschlieBlichkeit

Ein Verein darf ausschlieBlich die in der Satzung festgelegten (steuerbe-
glinstigten) Zwecke verfolgen.

2 Unmittelbarkeit
Der Verein muss seine Ziele selbst verwirklichen. Ausnahmen sind For-
dervereine und Dachverbande.

2 Zweck (Benennung der zutreffenden Zwecke aus dem Zweckkatalog von § 52 Abs. 2 AO)
Ein Verein kann mehrere Zwecke nebeneinander verfolgen, wenn er die-
se ernsthaft und nachhaltig verfolgt. Kein Zweck darf dauerhaft unbe-
achtet bleiben! Von der vorsorglichen Aufnahme von Satzungszwecken
ist daher abzuraten. Bei dauerhafter Anderung der Vereinstatigkeit muss
ggf. eine Satzungsanpassung erfolgen. Die Forderung anderer steuerbe-
glnstigter Zwecke gem. § 51 ff. AO kann im Rahmen einer teilweisen Mit-
telweitergabe an andere steuerbeglinstigte Kérperschaften oder an die
offentliche Hand erfolgen (§ 58 Nr. 2 AQ).
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Der Satzungszweck wird verwirklicht insbesondere durch .......

2 Zweckverwirklichung

Die Zweckverwirklichung beschreibt, auf welche Art und Weise die For-
derung des Zwecks erfolgen soll: z. B. Durchfiihrung wissenschaftlicher
Veranstaltungen und Forschungsvorhaben, Vergabe von Forschungsauf-
trdgen, Unterhaltung einer Schule, einer Erziehungsberatungsstelle, Pfle-
ge von Kunstsammlungen, Pflege des Liedgutes und des Chorgesanges,
Errichtung von Naturschutzgebieten, Unterhaltung eines Kindergartens,
Kinder-, Jugendheimes, Unterhaltung eines Altenheimes, eines Erho-
lungsheimes, Bekampfung des Drogenmissbrauchs, des Larms, Forde-
rung sportlicher Ubungen und Leistungen u. a.

Der Verein ist selbstlos tatig; er verfolgt nicht in erster Linie eigen-
wirtschaftliche Zwecke. Mittel des Vereins diirfen nur fiir die sat-
zungsmaligen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder erhalten
keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Es darf keine Person
durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch
unverhaltnismafig hohe Vergitungen begiinstigt werden.

O Selbstlosigkeit

Unter Selbstlosigkeit versteht man im allg. Sprachgebrauch so viel wie
Uneigennitzigkeit (auch im Sinne von aufopfernd), keinen eigenen Vor-
teil suchend, altruistisch. Die Intention des Vorstandes und der Mitglie-
der des Vereins ist hier mal3geblich. Objektiv erkennbar wird dies z. B.
anhand von Satzung, Protokollen (iber Beschliisse des Vorstands und der
Mitgliederversammlung, tatsachlicher Aktivitaten des Vorstands und der
Mitglieder u. a.

Bei Auflosung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall steuer-

begiinstigter Zwecke fallt das Vermdgen des Vereins

1. an —den —die — das - ...., — der — die — das — es unmittelbar und aus-
schlieBlich fiir gemeinniitzige, mildtatige oder kirchliche Zwecke

zu verwenden hat.
oder

2. an eine juristische Person des 6ffentlichen Rechts oder eine andere
steuerbeglinstigte Korperschaft zwecks Verwendung fiir ... .
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< Vermégensbindungsklausel

Fiir den Fall, dass der Verein sich auflost oder in sonst einer Weise aus der
Sphare der Steuerbegiinstigung austritt, muss der Verbleib des innerhalb
der Steuerbegtinstigung entstanden Vermdgens geregelt werden.

Zu 1.: Hier ist die Bezeichnung einer juristischen Person des 6ffentlichen
Rechts oder einer anderen steuerbegiinstigten Kérperschaft erfor-
derlich. Anhand der Bezeichnung muss der Begtinstigte zweifels-
frei erkennbar sein.

Zu 2.: Fur diese Alternative ist die Angabe eines bestimmten gemeinniit-
zigen, mildtatigen oder kirchlichen Zwecks erforderlich. Beispiels-
weise die allgemeine Bezeichnung,gemeinniitzige Zwecke” ist nicht
ausreichend.

ABC der Vereine

Beispielhafte — nicht abschlieBende - Aufzéahlung von Vereinen
und deren grundsatzliche gemeinnitzigkeitsrechtliche Einordnung

Anglervereine Forderung von Naturschutz und Land-
schaftspflege (Mit Ausnahme von Cas-
ting wird durch Anglervereine grund-
satzlich keine Férderung des Sports
im Sinne des Gemeinntzigkeitsrechts

betrieben)
Aquarien- und Forderung der Tierzucht
Terrarienvereine
Basketballvereine Forderung des Sports
Billardvereine Billard, auch Pool-Billard, nur wenn tur-

nier- und wettkampfmafig betrieben:
Forderung des Sports
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Vereine zur Férderung Forderung der Heimatpflege, hierunter

der Brauchtumspflege fallen auch: Vereine zur Erhaltung der
Trachten, des Volksgesangs, des Volks-
tanzes sowie alter Sitten und Gebrau-
che, Heimatabende, Heimatgedanken,
Heimatfeste ...

Brieftaubenvereine Forderung der Tierzucht
CB-Funkvereine Forderung des Amateurfunkens
Dorfvereine Je nach Zweckverwirklichung un-

terschiedlich, haufig: Forderung der
Altenhilfe, der Brauchtumspflege (siehe
—>Vereine zur Férderung der Brauch-
tumspflege), der Jugendhilfe, der Kunst

und Kultur, ... Die Geselligkeit darf
jedoch nicht im Vordergrund stehen. >
siehe Geselligkeitsvereine

Fastnachtsvereine Forderung der Brauchtumspflege
Feuerwehrfordervereine Forderung des Feuerschutzes
Flugsportvereine Der Flugsport gehort auch dann zur

Forderung des Sports i.S.v. § 52 Abs. 2
Nr. 21 AO (s. Anhang 1b), wenn er mit
Motorflugzeugen ausgetibt wird.
Werden Rundfllige fiir Nichtmitglieder
des Vereins angeboten, sind die Einnah-
men im wirtschaftlichen Geschaftsbe-
trieb mit Steuerpflicht zu erfassen.
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Vereine zur Forderung der  Férderung internationaler Gesinnung,
Begegnung zwischen der Toleranz auf allen Gebieten der
Deutschen und Auslandern  Kultur und des Volkerschutzes

in Deutschland

FuBballsportvereine Forderung des Sports
Gesangsvereine Forderung der Kunst und Kultur, die

Geselligkeit darf aber nicht im Vorder-
grund stehen

Helfervereine des THW Forderung des Zivil- und Katastrophen-
schutzes

Jugendweihevereine Forderung der Jugendhilfe

Pferdezuchtvereine Forderung der Tierzucht

Karnevalsvereine Forderung des traditionellen Brauch-

tums einschlieBlich des Karnevals

Kegelsportvereine nur wenn turnier- bzw. wettbewerbs-
malig betrieben: Forderung des Sports

Kleingartenvereine Forderung der Kleingartnerei

Kommunale Kinovereine wenn sich das Programm inhaltlich und
konzeptionell von den gewerblichen
Kinos unterscheidet: Férderung der
Kunst und Kultur

Kriegsgraber- Forderung des Andenkens an Kriegs-
fursorgevereine opfer
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Modellbauvereine

Obst- und Gartenbauvereine

Reit- und Fahrvereine

Schwimmvereine

Segelvereine

Tanzsportvereine
Tauchsportvereine

Verkehrssicherheitsvereine

Geselligkeitsvereine
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Die Férderung des Baus und Betriebs
von Schiffs-, Auto-, Eisenbahn- und
Drachenflugmodellen ist identisch mit
der Forderung des Modellflugs.

Forderung der Pflanzenzucht

Forderung des Sports

Grundsatzlich Férderung des Sports,
wenn Betrieb eines offentlichen
Schwimmbades: auch Férderung des
offentlichen Gesundheitswesens

Forderung des Sports

Forderung des Sports
Forderung des Sports

Forderung der Unfallverhiitung

Geselligkeitsvereine kdnnen keine
Steuerbeglinstigung erhalten, da diese
der Freizeitgestaltung dienen. Die
Pflege der Geselligkeit ist aber dann
unschadlich fiir die Gemeinnitzigkeit,
wenn sie im Vergleich zur steuerbe-
glnstigten Tatigkeit von untergeord-
neter Bedeutung ist. Die Einnahmen
aus dem Bereich werden dann in einem
gemeinnitzigkeitsunschadlichen steu-
erpflichtigen Geschaftsbetrieb erfasst.



5.3 Spenden

Was sind Spenden?

Spenden sind Zuwendungen, die als freiwillige (ohne Zwang), unentgelt-
liche Ausgaben (keine Gegenleistung) zur Férderung der satzungsma-
Bigen steuerbegiinstigten Zwecke des beglinstigten Vereins dienen.
Beim Spender muss eine endgliltige wirtschaftliche Belastung eintreten
(Vermdgenminderung), d. h. sie diirfen auch nicht wieder in das Vermo-
gen des Spenders zurlickflieBen.

Geld- oder Sachzuwendungen

Spenden kdnnen in Geld- oder Sachzuwendungen bestehen. Sachspen-
den kdnnen Wirtschaftsgter aller Art sein, die grundsatzlich mit dem
~gemeinen Wert” des gespendeten Gegenstands zu bewerten sind, d. h.
mit dem Marktwert. Ist der Gegenstand vor der Spende aus einem Be-
trieb entnommen worden, gelten Besonderheiten.

Keine Gegenleistung

Einnahmen eines Vereins, fiir die eine Gegenleistung erbracht wird, sind
keine Spenden. Das gilt auch dann, wenn die Zuwendung den Wert der
Gegenleistung Ubersteigt.

Keine Aufteilung von Spenden

Eine Aufteilung der Zuwendung in ein Entgelt fiir die Gegenleistung und
eine Spende ist nicht zulassig.

Keine Nutzungen und Leistungen

Ebenfalls nicht zu den steuerbeglinstigten Zuwendungen gehdren
Dienstleistungen oder die Uberlassung von Nutzungsméglichkeiten.
Hierunter fallen bspw. die unentgeltliche Arbeitsleistung oder die unent-
geltliche Uberlassung von Rdumen an den Verein.

Besonderheit: Aufwandsspende

Als ,Aufwandsspenden” bezeichnet man den Verzicht auf einen zuste-
henden Aufwendungsersatzanspruch gegeniiber dem Verein. Voraus-
setzung ist, dass ein satzungsmaBiger oder ein schriftlich vereinbarter
vertraglicher Aufwendungsersatzanspruch besteht oder dass ein solcher
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Anspruch durch einen rechtsgiiltigen Vorstandsbeschluss eingerdaumt
worden ist, der den Mitgliedern in geeigneter Weise bekannt gemacht
wurde. Eine nachtragliche riickwirkende Begriindung von Ersatzpflichten
des Zuwendungsempfangers, z. B. durch eine riickwirkende Satzungsan-
derung, reicht aber nicht aus.

Der Anspruch muss im Vorfeld der Tatigkeit ernsthaft und rechtswirksam
vereinbart sein und darf nicht unter der Bedingung des Verzichts stehen.
Dem Mitglied muss es also freistehen, ob er den Aufwendungsersatz ver-
einnahmt, oder ob er ihn dem Verein als Spende lberlasst.

Sponsoring ist keine Spende

Unter Sponsoring wird die Gewdhrung von Geld oder geldwerten Vor-
teilen durch Unternehmen verstanden, mit der regelmaflig auch eigene
unternehmensbezogene Ziele der Werbung und Offentlichkeitsarbeit
verfolgt werden. Flir Sponsoring (z. B. Trikotwerbung bei Sportvereinen)
gelten besondere Grundsatze.

Zuwendungsbestatigung

Damit der Forderer seine Zuwendung steuerlich geltend machen kann,
muss der Verein grundsatzlich eine Zuwendungsbestatigung nach amtli-
chen Muster ausstellen

Q) Muster Zuwendungsbestdtigung unter
https://www.formulare-bfinv.de/
oder
http://www.steuerportal-mv.de/Service/Vordrucke/

Hiervon ist eine Kopie beim Verein aufzubewahren.

Achtung: Fiir Geld- und Sachzuwendungen gibt es unterschiedliche
Formulare. In bestimmten Fdllen wird als Nachweis fiir eine Spende
auch der Bareinzahlungsbeleg oder die Buchungsbestdtigung des
Kreditinstituts anerkannt.
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Mitgliedsbeitrage

Bei den meisten steuerbeglinstigten Zwecken sind sowohl Spenden als
auch Mitgliedsbeitrage als Zuwendung abziehbar. Bei Férderung der
nachfolgenden Zwecke sind nur Spenden, aber keine Mitgliedsbetrdge
als Zuwendungen abzugsfahig:

QO Sport (§ 52 Abs. 2 Nr. 21 AO),
O Heimatpflege und Heimatkunde (§ 52 Abs. 2 Nr. 22 AO),

O Tierzucht, Pflanzenzucht, Kleingdrtnerei, traditionelles Brauchtum
einschlieBlich des Karnevals, der Fastnacht und des Faschings, Sol-
daten und Reservistenbetreuung, Amateurfunken, Modellflug und
Hundesport (§ 52 Abs. 2 Nr. 23 AO).

O kulturelle Betdtigungen, die in erster Linie der Freizeitgestaltung
dienen (z. B. Gesangvereine, Theaterspielvereine und Theaterbe-
suchsorganisationen).

Sind Mitgliedsbeitréige nicht abziehbar, darf der Verein dafiir auch
keine Zuwendungsbestdtigung fiir die Mitgliedsbeitrédge ausstellen!

Zuwendung in den steuerpflichtigen wirtschaftlichen
Geschiftsbetrieb

Fir eine Spende in den steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschaftsbe-
trieb oder in die Vermdgensverwaltung darf keine Zuwendungsbestati-
gung ausgestellt werden (z. B. Spende von einem Kasten Bier bei einem
Vereinsfest).

5.4 Muster Tatigkeitsbericht

Vereine miissen nachweisen, dass sie im Rahmen ihrer Geschaftsfiihrung
die satzungsmaBigen steuerbeglinstigten Zwecke auch tatsachlich ver-
folgen (§ 63 Abgabenordnung). Folglich muss sich im Tatigkeitsbericht
widerspiegeln, dass Satzung und tatsdchliche Geschaftsfiihrung korres-
pondieren.
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Beachte: Ein Tdtigkeitsbericht muss fiir jedes Jahr erstellt werden.
Auch wenn Sie nur in einem Turnus von 3 Jahren zur Abgabe einer
Steuererkldrung verpflichtet sind, miissen Sie flir jedes Jahr einen
Tdtigkeitsbericht erstellen.

Inhalt

Der Tatigkeitsbericht soll Gber die Vereinstatigkeiten Aufschluss geben.
Da ein Verein nur steuerbeglinstigte Tatigkeiten verfolgen darf (auBBer
die steuerpflichtige Tatigkeit ist von untergeordneter Bedeutung und
dient der Mittelbeschaffung fiir die steuerbegiinstigten Zwecke) sollten
besonders die satzungsbezogenen steuerbegiinstigten Tatigkeiten dar-
gestellt werden.

Insgesamt missen jedoch alle Vereinstatigkeiten inklusive der Vermo-
gensverwaltung und die Tatigkeiten im Bereich des wirtschaftlichen Ge-
schéaftsbetriebes dargestellt werden.

Achten Sie jedoch darauf, dass nicht falschlicherweise der Eindruck er-
weckt wird, dass diese Tatigkeiten den Hauptteil Ihrer Vereinstatigkeit aus-
machen. Vergessen Sie nicht, auch solche Tatigkeiten darzustellen, die sich
zahlenmafig nicht niederschlagen z.B. die ehrenamtlichen Tatigkeiten.

Festveranstaltungen wie Dorffeste, gastronomische Betriebe und ande-
re steuerpflichtige wirtschaftliche Tatigkeiten sollten folglich nicht als
Schwer-punkt der Vereinstatigkeit dargestellt werden; auch wenn es sich
um Sonderveranstaltungen handelt.

Es kdnnen grundsatzlich die Rechenschaftsberichte an die Mitglieder-
versammlungen als Tatigkeitsbericht verwendet werden. Aufgrund des-
sen, dass hier jedoch gegebenenfalls eine andere Schwerpunktsetzung
erfolgt, sollte fiir das Finanzamt ein gesonderter Bericht erstellt werden.

Wenn z. B. ein Jugendhilfeverein in seinem Rechenschaftsbericht nur die
besonderen (GroB3-)Ereignisse hervorhebt, indem er ausfiihrlich von den
Vorbereitungen und anschlieBendem Erfolg des einmal jahrlich stattfin-
denden Stadtteilfestes berichtet, obwohl er eigentlich das ganze Jahr
Uber einen Jugendclub leitet, kdnnte ein falsches Bild entstehen.

40



In derartigen Féllen sollte fur steuerliche Zwecke ein gesonderter Bericht
erstellt werden, der nicht nur besondere Ereignisse, sondern tatsachlich
samtliche Tatigkeiten des Vereins widerspiegelt.

Aus dem Tatigkeitsbericht muss hervorgehen, wie die Satzungszwecke
tatsachlich verwirklicht wurden.

Weitere Inhalte des Tatigkeitsberichts sind z. B.:

O Aktuelle Daten Giber Mitglieder, betreute Personen, Jugendgruppen
usw.

O Angaben lber Sponsoren

O Art, Zahl und Umfang (Teilnehmerzahlen) der Veranstaltungen

O Teilnahme an Sportveranstaltungen (wie Wettkampfe, Turniere usw.)
O besondere Daten (z. B. 50-Jahr-Feier)

O Kooperation mit anderen Organisationen

O besondere Projekte (Darstellung der Angebote, Zahl der Teilnehmer
usw.)

O ehrenamtliche Helfer und Ubungsleiter

Verzichten Sie auf rein organisatorische Aspekte (Zahl und Ablauf der
Mitgliederversammlungen).

Beachte: Achten Sie bei der Formulierung darauf, dass deutlich
wird welchen steuerbeglinstigten Satzungszweck Sie durch die Td-
tigkeit verfolgt haben.

Hinweis: Sollten Sie steuerbeglinstigte Zwecke verfolgen wollen, die nicht
in Ihrer Satzung stehen, miissen Sie vorher eine Satzungsdnderung vor-
nehmen (AusschlieB8lichkeit § 56 Abgabenordnung). Bitte reichen Sie Sat-
zungsentwiirfe stets vor Beschlussfassung durch die Mitgliederversamm-
lung zur Abstimmung beim Finanzamt ein.
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Veranstaltungen kénnen allerdings oftmals verschiedenen steuerbegiins-
tigten Zwecken zugeordnet werden - z. B. Kultur und Jugendhilfe. Gege-
benenfalls ist eine Satzungsdnderung nicht zwingend notwendig, wenn
die Veranstaltung einem bereits bestehenden Satzungszweck zugeordnet
werden kann. Stellen Sie daher zwischen der jeweiligen Veranstaltung
und lhrem steuerbeglinstigten Satzungszweck einen Bezug her, sodass
dessen Verfolgung im Rahmen der tatscchlichen Geschdiftsfiihrung deut-
lich wird.

Sollten derartige Veranstaltungen — mit verschiedenen steuerbeglinstig-
ten Aspekten — nachhaltig und auch zukiinftig stattfinden, sollte (iber
eine Satzungsdnderung nachgedacht werden, um den fehlenden steuer-
beglinstigten Zweck zu ergdnzen.

Umfang und Form

Welchen Umfang der Tatigkeitsbericht hat, hangt ma3geblich vom Um-
fang der Vereinstatigkeiten ab.

Konkrete Formvorschriften fiir den Tatigkeitsbericht existieren als solches
nicht. In der Regel bieten sich eine tabellarische Form zur Darstellung von
Inhalt und Umfang der Tatigkeiten sowie die Benennung des dazugeho-
rigen Satzungszwecks an. Der Bericht sollte dabei weder Tatigkeiten un-
beriicksichtigt lassen noch zu detailliert beschreiben.

Beachte: Ein (ibersichtlicher Bericht hilft dem Finanzamt, lhre Td-
tigkeiten nachzuvollziehen und damit lhre Steuerbegiinstigung
auch weiterhin zu bestdtigen. Mangelhafte Tdtigkeitsberichte fiih-
ren lediglich zu unnétigen Nachfragen und Verunsicherungen.
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Anlagen

Muster eines Tatigkeitsberichtes

Der Satzungszweck (laut Freistellungsbescheid vom XXX und Satzung vom XXX)
wurde im Berichtszeitraum wie folgt verwirklicht:

Satzungszwecke sind z. B. Sport, Jugendhilfe, Kleingartnerei, Kultur

Satzungs- Projekte, Art, Umfang Finan- Steuerpflichtige Mittel-
zweck Veranstaltungen | (Teilnehmerzahl, Wochen- | zielle Tatigkeiten weitergben
tage, Arbeitsaufwand) Aufwen- | (z B.Feste, Standgebiih- | (z.B.Spenden,
dungen ren, Verkauf von Speisen | Fordertatig-
und Getranken) keiten)
Sport Sportveranstal- Am XXX Teilnahme fol- Geldspende
tung in XXX gender Sportler: XXX an Verein
- regelmaBiges - Trainings-/Wettkampf- e €V,
Training, Plan beiftigen
Wettkdmpfe
Anschaffungvon ~ Am XXX 300 Euro
folgenden Sport-
geraten XXX
Jugendhilfe Unterstiitzung ganzjahrig 2.000 Euro
Kindereinrichtung
XXX durch XXX

Sommerfest: Verkauf
von Speisen und

Getranken am XXX

in XXX

Uberschuss: XXX Euro
Klein- Bewirtschaftung
gartnerei der Kleingarten

Verkauf von Speisen
und Getrénken

am XXX in XXX
Uberschuss: XXX Euro

Kultur, Heimat-  Kulturbeitrage

pflege im Rahmen eines

(am Beispiel eines  Dorffestes (z. B.

Dorfvereins) kultureller Beitrag
in plattdeutscher
Sprache)

Sonstige

Aktivitaten
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5.5 Muster Einnahmen-Ausgaben-Rechnung

I. Ideeller Titigkeitsbereich Berechnungstabelle (Exce')l

Einnahmen

Beitragseinnahmen
Spenden, staatliche Zuschiisse

Summe Einnahmen XXX €

Ausgaben

Beitrdge an Verbande

Lohne/Gehalter

sonstige Ausgaben ideeller Bereich

Summe Ausgaben - XXX€

Uberschuss/Verlust ideeller Bereich XXX €

Il. Steuerbegiinstigter wirtschaftlicher
Geschéftsbetrieb/Zweckbetrieb (§ 65 ff. AO)

1. z.B. sportliche Veranstaltungen (§ 67a AO)

Einnahmen

Startgelder, Eintrittsgelder

sonstige Einnahmen

Summe Einnahmen XXX €

Ausgaben

Sportgerate

Schieds-, Linienrichter

Kassen-, Ordnungs- und Sanitatsdienst

Werbeaufwand, Verbandsabgaben, Reisekosten

Kosten fiir Trainer

Beschaffung und Instandhaltung von Sportmaterial
Verwaltungskosten etc.

Summe Ausgaben -XXX€

Gewinn/Verlust XXX €
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2, z.B. Kulturelle Veranstaltungen
Einnahmen

Eintrittsgelder
sonstige Einnahmen
Summe Einnahmen XXX €

Ausgaben

Miete

Verglitung Kiinstler

Kosten Musik

Versicherungen/Abgaben

sonstige Ausgaben

Summe Ausgaben -XXX€

Gewinn/Verlust XXX €

Ill. Vermogensverwaltung

Einnahmen

Zinsen und sonstige Kapitalertrage

Miet- und Pachteinnahmen

sonstige Erlose

Summe Einnahmen XXX €

Ausgaben

Kontofiihrungsgebuhr

sonst. Werbungskosten Kapitalvermdgen

Strom, Wasser, Heizung etc.

Abschreibungen

Summe Ausgaben -XXX€

Uberschuss Vermégensverwaltung XXX €

Beachte: § 55 Abs. 1 Nr. 1, 5 AO = Verwendung des Uberschusses fiir steuerbegiinstigte Zwecke,
da Mittelbeschaffungstdtigkeit.
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IV. Steuerpflichtige wirtschaftliche Geschaftsbetriebe/
Nicht-Zweckbetrieb (§ 64 AO)

1. z.B.Verkauf von Speisen und Getranken
(Vereinsgaststétte, Verkaufsstand)

Einnahmen

Erl6se Speisen

Erlose Getrdanke

sonstige Einnahmen

Summe Einnahmen XXX €

Ausgaben

Wareneinkauf Speisen, Getrdanke

Lohne und Gehalter

Raumkosten/Standkosten

Reinigungskosten

sonstige Ausgaben

Summe Ausgaben - XXX €

Gewinn/Verlust XXX €

2, Gesellige Veranstaltungen (z. B. Dorffest)
Einnahmen

Eintrittsgelder

Verkauf von Speisen und Getranken

sonst. Einnahmen

Summe Einnahmen XXX €

Ausgaben

Wareneinkauf Speisen und Getranke
Kosten fiir Musik

Festzelt, etc.

sonstige Ausgaben

Summe Ausgaben - XXX €
Gewinn/Verlust XXX €
Gewinn/Verlust der steuerpflichtigen

wirtschaflichen Geschéftsbetriebe insgesamt XXX €

Beachte: § 55 Abs. 1 Nr. 1, 5 AO > Verwendung des Gewinns fiir steuerbegtinstigte Zwecke, da
Mittelbeschaffungstdtigkeit.
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5.6 Haufig gestellte Fragen

Was ist die Gemeinniitzigkeit im steuerlichen Sinn?

Die Gemeinniitzigkeit ist in erster Linie eine Steuerbegiinstigung. Das
Gemeinwohl ist dem Begriff der Gemeinniitzigkeit nicht gleichzusetzen.
Es sind zwar Schnittstellen vorhanden, allerdings ist die Gemeinn(tzig-
keit enger gefasst, da steuerlich auch weitere Interessen und Probleme
zu beriicksichtigen sind (z. B. Interessen eines steuerpflichtigen Wettbe-
werbers). Folglich sind nicht alle Tatigkeiten, die im Interesse der Allge-
meinheit sind, auch steuerlich beginstigt.

Was bringt mir die Gemeinnutzigkeit?
Steuerbeglinstigung:

QO Steuerbefreiung bei Kdrperschaftsteuer, Gewerbesteuer,
Umsatzsteuer und Grundsteuer

O Beguinstigung bestimmter ehrenamtlicher Tatigkeiten fur
den gemeinniitzigen Verein

O Begiinstigung von Zuwendungen/Spenden an den Verein

AuBBerdem:

O Gemeinnitzigkeit ist haufig Grundvoraussetzung fiir die
Gewadhrung offentlicher Mittel und Zuschiisse

O ,Stempel” der Gemeinniitzigkeit

O Gegebenenfalls Voraussetzung fiir Mitgliedschaft im Dachverband

Warum gibt es so viele Vorschriften?

Da durch Gemeinniitzigkeit eine Steuerbegiinstigung gewahrt wird,
muss versucht werden, Missbrauch in dem Bereich vorzubeugen. Daher
muss es nachprifbare Kriterien geben, anhand derer das Finanzamt die
Absichten, die Mittelverwendung und Tatigkeiten der gemeinniitzigen
Gesellschaften priifen kann.
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Muss ein Verein eingetragen (rechtsfihig) sein?

Nein. Auch nicht rechtsfahige Vereine kdnnen gemeinnitzig sein. Sie
mussen sich allerdings eine schriftliche Satzung (mit den steuerlich not-
wendigen Bestimmungen laut Mustersatzung) geben.

Muss jede Satzungsanderung notariell beglaubigt werden?

Eingetragene Vereine: Ja.
Es gelten die Vorschriften des Zivilrechts §§ 71, 77 BGB.

Nicht eingetragene Vereine: Nein.

Welche Zwecke sind steuerbegiinstigt?

Die Zwecke sind in § 52 Abs. 2 der Abgabenordnung aufgelistet.

Welche Voraussetzungen muss die Satzung erfiillen?

Die Satzung muss so formuliert sein, dass das Finanzamt anhand dieser
Uberpriifen kann, ob die Voraussetzungen fir die Gemeinniitzigkeit vor-
liegen. Hier hilft die Mustersatzung (siehe Anlage 5.2 ff.). Tipp: Sie kdnnen
die Satzung vorab mit dem Finanzamt abstimmen.

Was darf ein Mitglied/Gesellschafter von der gemeinniitzigen

Gesellschaft erhalten?

Ehrenamtlich tatig sein bedeutet grundsatzlich, unentgeltlich tatig sein.
Allerdings sind einige Ausnahmen zuldssig, etwa der Ersatz von tatsachli-
chen Aufwendungen (Ersatz von Auslagen; diese sind jedoch grundsatz-
lich nachzuweisen). Pauschalierungen sind nicht moglich (auf3er Fahrt-
und Reisekostenpauschalen gemaf} des Einkommensteuergesetzes).

Ein Gesellschafter darf aber keine Gewinnanteile oder sonstigen Zuwen-
dungen erhalten. Kleine Annehmlichkeiten kénnen unter gewissen Be-
dingungen mdglich sein. Allerdings sind Geldgeschenke keine Annehm-
lichkeiten. Zahlungen an angestellte Mitglieder und Gesellschafter sind
wiederum zuldssig, wenn dadurch die Tatigkeit angemessen entlohnt wird.
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Ist die Bezahlung von Vorstandsmitgliedern moglich?

Im Vereinsrecht besteht bei Zahlungen an den Vorstand eine Besonder-
heit: Bei Zahlungen an Vorstandsmitglieder fiir deren Tatigkeiten muss in
der Satzung eine entsprechende Formulierung aufgenommen werden.

Beispiel: Die Mitglieder des Vorstandes haben einen Anspruch auf eine
angemessene Vergiitung. Uber die Hohe der Vergiitung entscheidet die
Mitgliederversammlung.

Ab welchem Zeitpunkt kann ein gemeinniitziger Verein

Zuwendungsbestatigungen ausstellen?

Sobald folgende Bescheide vom Finanzamt vorliegen (und die Gemein-
nitzigkeit damit bestatigt wird):

Neugriindung: Bescheid zur Feststellung der satzungsmafigen
Voraussetzungen gem. § 60a Abgabenordnung.

Bestehende

Vereine: Freistellungsbescheid.

Kann man fiir Mitgliedsbeitrage Zuwendungsbestitigungen

ausstellen?

Mitgliedsbeitrage sind keine Spenden, jedoch bei den meisten steuerbe-
glinstigten Zwecken steuerlich beglnstigt. Hier wird auch eine Zuwen-
dungsbestatigung ausgestellt.

Keine Zuwendungsbestatigung dirfen fiir Mitgliedsbeitrdge ausgestellt
werden zur Férderung des Sports (§ 52 Abs. 2 Nr. 21 AO), Heimatpflege und
Heimatkunde (§ 52 Abs. 2 Nr. 22 AQO), Tierzucht, Pflanzenzucht, Kleingart-
nerei, traditionelles Brauchtum einschlie8lich des Karnevals, der Fastnacht
und des Faschings, Soldaten- und Reservistenbetreuung, Amateurfunken,
Modellflug und Hundesport (§ 52 Abs. 2 Nr. 23 AO) sowie bei kulturellen
Betdtigungen, die in erster Linie der Freizeitgestaltung dienen (z. B. Ge-
sangvereine, Theaterspielvereine und Theaterbesuchsorganisationen).

- Muster: Bestatigung Uber Geldzuwendungen und Mitgliedsbeitrag
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Wo finde ich ein Muster fiir Zuwendungsbestatigungen?

https://www.formulare-bfinv.de/

oder http://www.steuerportal-mv.de/Service/Vordrucke/

Miissen gemeinniitzige Vereine jedes Jahr eine Steuererklarung

abgeben?

Gemeinniitzige Vereine mussen in der Regel alle drei Jahre eine Steuer-
erklarung abgeben (Erklarungsvordruck ist fiir das letzte Kalenderjahr
abzugeben, fiir drei Jahre Rechnungslegung und Tatigkeitsbericht). Ge-
meinnitzige Vereine mit einem steuerpflichtigen wirtschaftlichen Ge-
schéftsbetrieb mit Einnahmen tber 35.000 Euro pro Jahr miissen jéhrlich
eine Steuerklarung abgeben.

Miissen gednderte Satzungen dem Finanzamt vorgelegt werden?

Ja, spatestens nach Eintrag ins Vereinsregister. Es ist allerdings zu emp-
fehlen, den Entwurf der Satzungsanderung vorab mit dem Finanzamt
abzustimmen.

Was sind ,,Mittel des Vereins” im Sinne der Mustersatzung?

Mittel sind samtliche Vermdgenswerte, die im Eigentum und in der Ver-
figungsmacht des Vereins stehen und zur Erfiillung des Satzungszwecks
geeignet sind (Geld und Geldwerte (z. B. Gegenstande, Grundstiicke etc.).

Kann ein gemeinniitziger Verein einen anderen gemeinniitzigen

Verein unterstiitzen?

Bis zu 50 Prozent der Mittel diirfen an andere steuerbegiinstigte Korper-
schaften oder an die 6ffentliche Hand weitergegeben werden (§ 58 Nr. 2 AO).

Ausnahme: Forderkorperschaften (§ 58 Nr. 1 AO)
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Ist ein Dorffest gemeinniitzig?

Ein Dorffest ist grundsétzlich nicht gemeinniitzig, aber auch nicht ge-
meinnutzigkeitsschadlich, solange das Veranstalten von Dorffesten nicht
die Haupttatigkeit des Vereins ist. Das heif3t, dass die Einnahmen aus dem
Fest in einem gesonderten wirtschaftlichen Geschaftsbetrieb erfasst und
besteuert werden (Freigrenze 35.000 Euro).

Ausnahme: Werden bei den Veranstaltungen vorrangig andere steuer-
beglinstigte Zwecke verfolgt (z. B. traditionelles Brauchtum oder Heimat-
pflege, Jugendhilfe), kénnen diese voll steuerbeglinstigt sein. Das gesel-
lige Element der Veranstaltung wird dann lediglich geduldet.

Ist jede wirtschaftliche Betatigung des Vereins fiir die

Gemeinnitzigkeit schadlich?

Nein. Eine wirtschaftliche Tatigkeit ist dann unschédlich fir die Gemein-
nitzigkeit, wenn diese nicht Hauptzweck des Vereins ist und diese der
Mittelbeschaffung fir die steuerbegiinstigten Zwecke dient. Eine wirt-
schaftliche Tatigkeit darf nicht Satzungszweck sein. Gleiches gilt fiir die
Vermdgensverwaltung.

Beachte bei Forschungseinrichtungen: § 68 Nr. 9 Abgabenordnung.

Welche Tatigkeitsbereiche kann ein gemeinniitziger Verein

steuerlich haben?

Ideeller Bereich, Vermdgensverwaltung, steuerpflichtiger wirtschaftli-
cher Geschiftsbetrieb, steuerfreier wirtschaftlicher Geschaftsbetrieb
(sog. Zweckbetrieb).

Ist die Bildung von Riicklagen zuldssig?

Es miissen nicht alle Geld- und Sachmittel unverziiglich fiir satzungsma-
Bige Zwecke ausgegeben werden. Unter gewissen Voraussetzungen ist es
maglich, nicht verwendete Mittel in,Ricklagen” anzusammeln (§ 62 AO).
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Der Begriff der,Riicklage” ist hierbei nicht im bilanziellen Sinne (z. B. nach
§ 6b EStG) zu verstehen, sondern ist im Lichte des Gemeinnutzigkeits-
rechts zu sehen (im Sinne von ,zuriickgelegten Mitteln”; demnach z. B.
Geld- oder Sachmittel).

Fragen Sie Ihr Finanzamt!

Qj Zu Riicklagen finden Sie detailliertere Ausfiihrungen in unserer
Broschiire , Steuertipps fiir Vereine” (S. 23 ff.).

Download unter
https://tinyurl.com/SteuertippsVereine

Beachte: Die Notwendigkeit zur Bildung von Riicklagen besteht erst, wenn die
Mittel nach Mittelzufluss nicht innerhalb der néichsten zwei Jahre fiir
steuerbeglinstigte satzungsmdflSige Zwecke verwendet werden.

5.7 BMF-Schreiben vom 21.11.2014,
BStBI 12014, 1581, Nr. 8 (IV C4-S2121/07/0010:032)

Steuerfreie Einnahmen aus ehrenamtlicher Tatigkeit;
Anwendungsschreiben zu § 3 Nummer 26a und 26b EStG

BMF-Schreiben vom 25. November 2008 (BStBI | S. 985)
-IVC4-S52121/07/0010 - 2008/0656438;

BMF-Schreiben vom 14. Oktober 2009 (BStBI 1 S. 1318)
-IVC4-S52121/07/0010 - 2009/0680374

Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erérterung mit den obersten Finanzbe-
hérden der Lander gilt zur Anwendung der § 3 Nummer 26a und Nummer 26b
Einkommensteuergesetz (EStG) in der Fassung des Gesetzes zur Starkung des Eh-
renamtes vom 21. Marz 2013 (BGBI. | Seite 556) Folgendes:
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1. Begiinstigte Tatigkeiten i. S. d. § 3 Nummer 26a EStG

§ 3 Nummer 26a EStG sieht im Gegensatz zu § 3 Nummer 26 EStG keine Begren-
zung auf bestimmte Tatigkeiten im gemeinnitzigen Bereich vor. Beglinstigt sind
z. B. die Tatigkeiten der Mitglieder des Vorstands, des Kassierers, der Biirokraf-
te, des Reinigungspersonals, des Platzwartes, des Aufsichtspersonals oder des
Schiedsrichters im Amateurbereich. Die Tatigkeit der Amateursportler ist nicht
beglnstigt.

Eine Tatigkeit im Dienst oder Auftrag einer steuerbegiinstigten Korperschaft
muss fiir deren ideellen Bereich einschliefflich ihrer Zweckbetriebe ausgetibt
werden. Tatigkeiten in einem steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschéftsbetrieb
und bei der Verwaltung des Vermdgens sind nicht begiinstigt.

2. Nebenberuflichkeit

Eine Tatigkeit wird nebenberuflich ausgelibt, wenn sie - bezogen auf das Kalen-
derjahr — nicht mehr als ein Drittel der Arbeitszeit eines vergleichbaren Vollzei-
terwerbs in Anspruch nimmt. Es kdnnen deshalb auch solche Personen neben-
beruflich tatig sein, die im steuerrechtlichen Sinne keinen Hauptberuf ausiiben,
z. B. Hausfrauen, Vermieter, Studenten, Rentner oder Arbeitslose. Ubt ein Steu-
erpflichtiger mehrere verschiedenartige Tatigkeiten i. S. d. § 3 Nummer 26 oder
26a EStG aus, ist die Nebenberuflichkeit fiir jede Tatigkeit getrennt zu beurteilen.
Mehrere gleichartige Tatigkeiten sind zusammenzufassen, wenn sie sich nach
der Verkehrsanschauung als Ausiibung eines einheitlichen Hauptberufs dar-
stellen, z. B. Erledigung der Buchfiihrung oder Aufzeichnungen von jeweils
weniger als dem dritten Teil des Pensums einer Birokraft fiir mehrere gemein-
nitzige Koérperschaften.

Eine Tatigkeit wird nicht nebenberuflich ausgelibt, wenn sie als Teil der Haupt-
tatigkeit anzusehen ist. Dies ist auch bei formaler Trennung von haupt- und ne-
benberuflicher selbstandiger oder nichtselbstandiger Tatigkeit fir denselben
Arbeitgeber anzunehmen, wenn beide Tatigkeiten gleichartig sind und die Ne-
bentatigkeit unter dhnlichen organisatorischen Bedingungen wie die Haupttatig-
keit ausgelibt wird oder der Steuerpflichtige mit der Nebentatigkeit eine ihm aus
seinem Dienstverhaltnis faktisch oder rechtlich obliegende Nebenpflicht erfiillt.

3. Auftraggeber/Arbeitgeber

Der Freibetrag wird nur gewahrt, wenn die Tatigkeit im Dienst oder im Auftrag
einer derin § 3 Nummer 26a EStG genannten Personen erfolgt. Als juristische Per-
sonen des offentlichen Rechts kommen beispielsweise in Betracht Bund, Lander,
Gemeinden, Gemeindeverbande, Industrie- und Handelskammern, Handwerks-
kammern, Rechtsanwaltskammern, Steuerberaterkammern, Wirtschaftsprifer-
kammern, Arztekammern, Universititen oder die Trager der Sozialversicherung.

Zuden Einrichtungeni.S. d. § 5 Absatz 1 Nummer 9 des Kdrperschaftsteuergeset-

53



zes (KStG) gehoren Korperschaften, Personenvereinigungen, Stiftungen und Ver-
mogensmassen, die nach der Satzung oder dem Stiftungsgeschaft und nach der
tatsachlichen Geschaftsflihrung ausschlielich und unmittelbar gemeinnitzige,
mildtatige oder kirchliche Zwecke verfolgen. Nicht zu den begunstigten Einrich-
tungen gehoren beispielsweise Berufsverbande (Arbeitgeberverband, Gewerk-
schaft) oder Parteien. Fehlt es an einem beglinstigten Auftraggeber/Arbeitgeber,
kann der Freibetrag nicht in Anspruch genommen werden.

4. Forderung gemeinniitziger, mildtatiger und kirchlicher Zwecke

Die Begriffe der gemeinniitzigen, mildtatigen und kirchlichen Zwecke ergeben
sich aus den §§ 52 bis 54 der Abgabenordnung. Eine Tatigkeit dient auch dann
der selbstlosen Forderung beglinstigter Zwecke, wenn sie diesen Zwecken nur
mittelbar zugute kommt.

Wird die Tatigkeit im Rahmen der Erfiillung der Satzungszwecke einer juristischen
Person ausgetibt, die wegen Forderung gemeinnitziger, mildtatiger oder kirchli-
cher Zwecke steuerbegiinstigt ist, ist im Allgemeinen davon auszugehen, dass die
Tatigkeit ebenfalls der Férderung dieser steuerbegiinstigten Zwecke dient. Dies gilt
auch dann, wenn die nebenberufliche Tatigkeit in einem so genannten Zweckbe-
triebi. S. d. §§ 65 bis 68 Abgabenordnung ausgelibt wird, z. B. als nebenberuflicher
Kartenverkaufer in einem Museum, Theater oder Opernhaus nach § 68 Nummer 7
Abgabenordnung.

Der Forderung beglinstigter Zwecke kann auch eine Tatigkeit fur eine juristische
Person des 6ffentlichen Rechts dienen, z. B. nebenberufliche Aufsichtstatigkeit in
einem Schwimmbad, nebenberuflicher Kirchenvorstand. Dem steht nicht entge-
gen, dass die Tatigkeit in den Hoheitsbereich der juristischen Person des 6ffentli-
chen Rechts fallen kann.

5. Nach § 3 Nummer 12, 26 oder 26b EStG begiinstigte Tatigkeiten

Der Freibetrag nach § 3 Nummer 26a EStG kann nicht in Anspruch genommen
werden, wenn fiir die Einnahmen aus derselben Tatigkeit ganz oder teilweise eine
Steuerbefreiung nach § 3 Nummer 12 EStG (Aufwandsentschadigungen aus 6f-
fentlichen Kassen) gewahrt wird oder eine Steuerbefreiung nach § 3 Nummer 26
EStG (sog. Ubungsleiterfreibetrag) gewihrt wird oder gewihrt werden kénnte.
Die Tatigkeit der Versichertendltesten fallt unter die schlichte Hoheitsverwaltung,
so dass die Steuerbefreiungsvorschrift des § 3 Nummer 12 Satz 2 EStG anwendbar
ist. FUr eine andere Tatigkeit, die neben einer nach § 3 Nummer 12 oder 26 EStG
begtinstigten Tatigkeit bei einer anderen oder derselben Korperschaft ausgeiibt
wird, kann die Steuerbefreiung nach § 3 Nummer 26a EStG nur dann in Anspruch
genommen werden, wenn die Tatigkeit nebenberuflich ausgetibt wird (s. dazu 2.)
und die Tatigkeiten voneinander trennbar sind, gesondert vergiitet werden und die
dazu getroffenen Vereinbarungen eindeutig sind und durchgefihrt werden.
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Einsatz- und Bereitschaftsdienstzeiten der Rettungssanitater und Ersthelfer sind
als einheitliche Tatigkeit zu behandeln, die insgesamt nach § 3 Nummer 26 EStG
begunstigt sein kann und fur die deshalb auch nicht teilweise die Steuerbefrei-
ung nach § 3 Nummer 26a EStG gewahrt wird.

Aufwandsentschadigungen nach § 1835a BGB an ehrenamtlich tatige Betreuer
(§ 1896 Absatz 1 Satz 1, § 1908i Absatz 1 BGB), Vormiinder (§ 1773 Absatz 1
Satz 1 BGB) und Pfleger (§8 1909 ff., 1915 Absatz 1 Satz 1 BGB) fallen ab dem
Veranlagungszeitraum 2011 ausschlieB8lich unter die Steuerbefreiung nach § 3
Nummer 26b EStG.

Eine Anwendung des § 3 Nummer 26a EStG ist ausgeschlossen (§ 3 Nummer 26a
Satz 2 EStG).

6. Verschiedenartige Tatigkeiten

Erzielt der Steuerpflichtige Einnahmen, die teils fiir eine Tatigkeit, die unter §
3 Nummer 26a EStG fallt, und teils fiir eine andere Tatigkeit, die nicht unter § 3
Nummer 12, 26 oder 26a EStG fallt, gezahlt werden, ist lediglich flr den entspre-
chenden Anteil nach § 3 Nummer 26a EStG der Freibetrag zu gewdhren.

Die Steuerfreiheit von Beziigen nach anderen Vorschriften, z. B. nach § 3 Nummer
13, 16 EStG, bleibt unberiihrt; wenn auf bestimmte Beziige sowohl § 3 Nummer
26a EStG als auch andere Steuerbefreiungsvorschriften anwendbar sind, sind die
Vorschriften in der Reihenfolge anzuwenden, die fiir den Steuerpflichtigen am
gunstigsten ist.

7. Hochstbetrag

Der Freibetrag nach § 3 Nummer 26a EStG ist ein Jahresbetrag. Dieser wird auch
dann nur einmal gewdhrt, wenn mehrere beglinstigte Tatigkeiten ausgelibt wer-
den. Er ist nicht zeitanteilig aufzuteilen, wenn die begtinstigte Tatigkeit lediglich
wenige Monate ausgelibt wird.

Die Steuerbefreiung ist auch bei Ehegatten oder Lebenspartnern stets personen-
bezogen vorzunehmen. Auch bei der Zusammenveranlagung kann der Freibe-
trag demnach von jedem Ehegatten oder Lebenspartner bis zur Hohe der Einnah-
men, héchstens 720 Euro, die er fiir eine eigene beguinstigte Tatigkeit erhalt, in
Anspruch genommen werden. Eine Ubertragung des nicht ausgeschépften Teils
des Freibetrags eines Ehegatten oder Lebenspartners auf hohere Einnahmen des
anderen Ehegatten oder Lebenspartners aus der beguinstigten nebenberuflichen
Tatigkeit ist nicht zuldssig.

8. Ehrenamtlicher Vorstand

Die Zahlung von pauschalen Verglitungen fur Arbeits- oder Zeitaufwand (Tatig-
keitsvergiitungen) an den Vorstand ist nur dann zuldssig, wenn dies durch bzw.
aufgrund einer Satzungsregelung ausdrticklich zugelassen ist (vgl. auch § 27 Ab-
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satz 3 Satz 2 BGB in der Fassung des Ehrenamtsstarkungsgesetzes). Ein Verein,
der nicht ausdriicklich die Bezahlung des Vorstands regelt und der dennoch Ta-
tigkeitsvergitungen an Mitglieder des Vorstands zahlt, versto3t gegen das Ge-
bot der Selbstlosigkeit. Die regelmafig in den Satzungen enthaltene Aussage:
+Es darf keine Person ... durch unverhaltnismaBig hohe Vergltungen begiinstigt
werden” (vgl. Anlage 1 zu § 60 AO; dort § 4 der Mustersatzung) ist keine satzungs-
maBige Zulassung von Tatigkeitsverglitungen an Vorstandsmitglieder.

Eine Verglitung ist auch dann anzunehmen, wenn sie nach der Auszahlung an den
Verein zurtickgespendet oder durch Verzicht auf die Auszahlung eines entstande-
nen Vergltungsanspruchs an den Verein gespendet wird.

Der Ersatz tatsachlich entstandener Aufwendungen (z. B. Bliromaterial, Telefon-
und Fahrtkosten) ist auch ohne entsprechende Regelung in der Satzung zuldssig.
Der Einzelnachweis der Aufwendungen ist nicht erforderlich, wenn pauschale Zah-
lungen den tatsachlichen Aufwand offensichtlich nicht Gibersteigen; dies gilt nicht,
wenn durch die pauschalen Zahlungen auch Arbeits- oder Zeitaufwand abgedeckt
werden soll. Die Zahlungen dirfen nicht unangemessen hoch sein (§ 55 Absatz 1
Nummer 3 AO).

Falls ein gemeinntziger Verein bis zum 31. Dezember 2010 ohne ausdriickliche
Erlaubnis daftir in seiner Satzung bereits Tatigkeitsvergtitungen gezahlt hat, sind
daraus unter den folgenden Voraussetzungen keine fiir die Gemeinniitzigkeit des
Vereins schadlichen Folgerungen zu ziehen:

1. Die Zahlungen dirfen nicht unangemessen hoch gewesen sein
(§ 55 Absatz T Nummer 3 AO).

2. Die Mitgliederversammlung hat bis zum 31. Dezember 2010 eine
Satzungsadnderung beschlossen, die Tatigkeitsverglitungen zuldsst. An die
Stelle einer Satzungsanderung kann ein Beschluss des Vorstands treten,
kiinftig auf Tatigkeitsvergiitungen zu verzichten.

9. Werbungskosten- oder Betriebsausgabenabzug

Ein Abzug von Werbungskosten bzw. Betriebsausgaben, die mit den steuerfreien
Einnahmen nach § 3 Nummer 26a EStG in einem unmittelbaren wirtschaftlichen
Zusammenhang stehen, ist nur dann mdoglich, wenn die Einnahmen aus der Ta-
tigkeit und gleichzeitig auch die jeweiligen Ausgaben den Freibetrag liberstei-
gen. In Arbeitnehmerfillen ist in jedem Falle der Arbeitnehmer-Pauschbetrag
anzusetzen, soweit er nicht bei anderen Dienstverhaltnissen verbraucht ist.

Beispiel:

Ein Student, der keine anderen Einnahmen aus nichtselbstandiger Arbeit erzielt,
arbeitet nebenberuflich im Dienst der Stadt als Tierpfleger bei deren als gemein-
nlitzig anerkanntem Tierheim. Dafiir erhélt er insgesamt 1.200 Euro im Jahr. Von
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den Einnahmen sind der Arbeitnehmer-Pauschbetrag von 1.000 Euro (§ 9a Satz 1
Nummer 1 Buchstabe a EStG) und der Freibetrag nach § 3 Nummer 26a EStG bis
zur Héhe der verbliebenen Einnahmen (200 Euro) abzuziehen. Die Einklnfte aus
der nebenberuflichen Tatigkeit betragen 0 Euro.

10. Freigrenze des § 22 Nummer 3 EStG

Gehoren die Einnahmen des Steuerpflichtigen aus seiner nebenberuflichen Ta-
tigkeit zu den sonstigen Einkilnften (§ 22 Nummer 3 EStG), sind diese nicht ein-
kommensteuerpflichtig, wenn sie weniger als 256 Euro im Kalenderjahr betragen
haben. Der Freibetrag nach § 3 Nummer 26a EStG ist bei der Priifung ob diese Frei-
grenze Uberschritten ist, zu beriicksichtigen.

Beispiel:

Ein nebenberuflicher ehrenamtlicher Schiedsrichter im Amateurbereich erhilt ins-
gesamt 900 Euro. Nach Abzug des Freibetrags nach § 3 Nummer 26a EStG betragen
die Einkiinfte 180 Euro. Sie sind nicht einkommensteuerpflichtig, weil sie weniger
als 256 Euro im Kalenderjahr betragen haben (§ 22 Nummer 3 Satz 2 EStG).

11. Lohnsteuerverfahren

Beim Lohnsteuerabzug ist eine zeitanteilige Aufteilung des Freibetrags nicht er-
forderlich. Dies gilt auch dann, wenn feststeht, dass das Dienstverhaltnis nicht bis
zum Ende des Kalenderjahres besteht. Der Arbeitnehmer hat dem Arbeitgeber
jedoch schriftlich zu bestdtigen, dass die Steuerbefreiung nach § 3 Nummer 26a
EStG nicht bereits in einem anderen Dienst- oder Auftragsverhaltnis beriicksich-
tigt worden ist oder berticksichtigt wird. Diese Erklarung ist zum Lohnkonto zu
nehmen.

12. Riickspende

Die Riickspende einer steuerfrei ausgezahlten Aufwandsentschadigung oder Ver-
glitung an die steuerbeglinstigte Kérperschaft ist grundsétzlich zuldssig. Fiir den
Spendenabzug sind die Grundsatze des BMFSchreibens vom 7. Juni 1999 (BStBI |
S.591) 1 zur Anerkennung sog. Aufwandsspenden an gemeinnltzige Vereine zu
beachten.

Dieses Schreiben tritt an die Stelle der Schreiben vom 25. November 2008, BStBI |
Seite 985, und vom 14. Oktober 2009, BStBI | Seite 1318.
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Weitere Fragen zum Vereinsrecht?

lhre Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner
in den Finanzamtern sind:

~
Finanzamt Rostock
- MalIner Str. 13, 18109 Rostock
Finanzamt Wismar Fiir Sportvereine:
Philosophenweg 1, 23970 Wismar Kathleen Baume
. Telefon: (0381) 12845 - 4344
Kathi Vagt E-Mail: vst-k.04@mv.finanzamt-rostock.de
Telefon: (03841) 444 - 50342
E-Mail: vst-k.02@mv.finanzamt-wismar.de Fiir alle anderen Vereine:
Ines Hallier P e ———
Sandra Dzengel Telefon: (0381) 12845 - 4349
Telefon: (03841) 444 - 50342 E-Mail: vst-k.09@mv.finanzamt-rostock.d
E-Mail: vst-k.02@mv.finanzamt-wismar.de 4
-

Finanzamt Sc|
Johannes-Stelling-Str. 9-

Barbel Tornier
Telefon: (038
E-Mail: vstw K

Dietlind Pore
Telefon: (038
E-Mail: vst-k.

Nicole Saupe
Telefon: (0385) 5400 - 347
E-Mail: vst—k.07@mv.ﬁna‘

Ste

Fli
Silke Jung
Telefon: (0388

E-Mail: vst-k.04@ anzamt finanzamt-waren

Fiir alle anderen Vereine:
Kendy Elgert

Telefon: (03883) 670 - 341
E-Mail: vst-k.01@mv.finanzamt-hagenow.de

|
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inanzamt Stralsund
Zur Schwedenschanze 1, 18435 Stralsund
Fiir Sportvereine:
S(’Sreﬂ_J\andt—Kaunat

Telefon:: (03831) 366 - 48347
ail: t-k.06@mv.finanzamt-stralsund.de

E-Mail:  vst-k.01@mv.finanzamt-stralsund.de

anzamt-greifswald.de

-Mail: vst»k.04@mv.finanzamt—neubrandenburg"‘

tir alle anderen Vereine:

Conny Frank

Telefon: (0395) 44222 - 46343

E-Mail:  vst-k.03@mv.finanzamt-neubrandenburg.de




Diese Informationsschrift wird im Rahmen der Offentlichkeitsarbeit des
Finanzministeriums Mecklenburg-Vorpommern herausgegeben.

Sie darf weder von Parteien noch von Wahlbewerberinnen/-bewerbern
oder Wahlhelferinnen/-helfern wihrend eines Wahlkampfes zum Zwecke
der Wahlwerbung verwendet werden.

Dies gilt fiir die Kommunal-/Landtags-und Bundestagswahlen sowie auch
fiir die Wahl der Mitglieder des Europdischen Parlaments. Missbréduchlich
ist insbesondere die Verteilung auf Wahlkampfveranstaltungen und an
Informationsstdnden der Parteien sowie das Einlegen, Aufdrucken oder
Aufkleben parteipolitischer Informationen oder Werbemittel. Untersagt
ist gleichfalls die Weitergabe an Dritte zum Zwecke der Wahlwerbung.

Unabhdngig davon, wann, auf welchem Wege und in welcher Anzahl diese
Schrift dem Empfédnger zugegangen ist, darf sie auch ohne zeitlichen Be-
zug zu einer bevorstehenden Wahl nicht in einer Weise verwendet werden,
die als Parteinahme der Landesregierung zugunsten einzelner politischer
Gruppen verstanden werden kdnnte.

Herausgeber: Finanzministerium Mecklenburg-Vorpommern
SchloBstralse 9-11
19053 Schwerin

Pressestelle: Telefon: 0385 588-4006

Internet: www.regierung-mv.de/Landesregierung/fm
E-Mail: presse@fm.mv-regierung.de

Redaktion: Steuerabteilung
Referat 302
E-Mail: poststelle@fm.mv-regierung.de

Foto (Einband):  © DOC RABE Media - stock.adobe.com
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Tabelle1

		 I.    Ideeller Tätigkeitsbereich



		Einnahmen						Betrag in  €				Gesamtbetrag in €

		Beitragseinnahmen 						0.00

		Spenden, Zuschüsse 						0.00

		Summe Einnahmen 						0.00

								0.00

		Ausgaben

		Beiträge an Verbände 						0.00

		Löhne/Gehälter						0.00

		sonstige Ausgaben ideeller Bereich 						0.00

		Summe Ausgaben 						0.00				0.00



		Überschuss / Verlust ideeller Bereich 



		II.    Steuerbegünstigter wirt. Geschäftsbetrieb/ Zweckbetriebe (§ 65 ff. AO)



		1. z.B. Sportliche Veranstaltungen (§ 67a AO)



		Einnahmen

		Startgelder, Eintrittsgelder						0.00

		sonstige Einnahmen 						0.00

		Summe Einnahmen						0.00



		Ausgaben

		Sportgeräte 						0.00

		Schieds-, Linienrichter,  						0.00

		Kassen-, Ordnungs- und Sanitätsdienst, 						0.00

		Werbeaufwand, Verbandsabgaben, Reisekosten 						0.00

		Kosten für Trainer, 		 				0.00

		Beschaffung und Instandhaltung von Sportmaterial 						0.00

		Verwaltungskosten etc.						0.00

		Summe Ausgaben						0.00



		Gewinn / Verlust 										0.00







		2. z.B. Kulturveranstaltung (§ 68 Nr. 7 AO)



		Einnahmen

		Eintrittsgelder 						0.00

		sonstige Einnahmen						0.00

		Summe Einnahmen 						0.00



		Ausgaben

		Miete 						0.00

		Vergütung Künstler 						0.00

		Kosten Musik 						0.00

		Versicherungen/Abgaben 						0.00

		sonstige Ausgaben 						0.00

		Summe Ausgaben 						0.00



		Gewinn / Verlust 										0.00





		III.    Vermögensverwaltung



		Einnahmen

		Zinsen und sonstige Kapitalerträge 						0.00

		Miet- und Pachteinnahmen 						0.00

		sonstige Erlöse 						0.00

		Summe Einnahmen 						0.00



		Ausgaben

		Kontoführungsgebühr 						0.00

		sonst. Werbungskosten Kapitalvermögen 						0.00

		Strom, Wasser, Heizung etc. 						0.00

		Abschreibungen 						0.00

		Summe Ausgaben 						0.00



		Überschuss Vermögensverwaltung 

												0.00

		Beachte: § 55 Abs. 1 Nr. 1, 5 AOà Verwendung des Überschusses für steuerbegünstigte Zwecke, da Mittelbeschaffungstätigkeit



		IV. Steuerpflichtige wirtschaftliche Geschäftsbetriebe/
Nicht-Zweckbetrieb (§ 64 AO)

		1. z.B. Verkauf von Speisen und Getränken (Vereinsgaststätte, Verkaufsstand)



		Einnahmen

		Erlöse Speisen 						0.00

		Erlöse Getränke 						0.00

		sonstige Einnahmen 						0.00

		Summe Einnahmen 						0.00



		Ausgaben

		Wareneinkauf Speisen, Getränken						0.00

		Löhne und Gehälter						0.00

		Raumkosten/Standkosten 						0.00

		Reinigungskosten						0.00

		sonstige Ausgaben 						0.00

		Summe Ausgaben 						0.00



		Gewinn / Verlust 										0.00



		2. z.B. gesellige Veranstaltungen (z.B. Dorffest)



		Einnahmen

		Eintrittsgelder 						0.00

		Verkauf von Speisen und Getränken						0.00

		sonst. Einnahmen						0.00

		Summe Einnahmen 						0.00



		Ausgaben

		Wareneinkauf Speisen und Getränke						0.00

		Kosten für Musik 						0.00

		Festzelt, etc. 						0.00

		sonstige Ausgaben 						0.00

		Summe Ausgaben 						0.00

		Gewinn / Verlust 										0.00

		Gewinn der stpfl. wirtschaftlichen Geschäftsbetriebe insgesamt										0.00



		Beachte: § 55 Abs. 1 Nr. 1, 5 AOà Verwendung des Gewinns für steuerbegünstigte Zwecke, da Mittelbeschaffungstätigkeit



























































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































	Berechnungstabelle (Excel): 


